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Wie die Konterrevolution Massenarbeit betreibt



Vorwort der Redaktion

Liebe FreundInnen und GenossInnen,
wie angekündigt haltet ihr nun nach einer etwas längeren Pause die sechste Ausgabe der Zeitschrift

’Kommunismus’ in euren Händen.

Den meisten Raum haben wir in dieser Ausgabe dem Thema Faschismus gewidmet. Wir sehen einen
großen Klärungsbedarf sowohl in der politischen Widerstandsbewegung als auch in den vermeintlich
„unpolitischen“ Massen bezüglich dieser Frage. Der AfD wird dabei zu Recht sehr viel Aufmerksamkeit
zuteil. Dennoch reicht die Vorstellungskraft vieler GenossInnen noch nicht aus, um die Ideologie dieser
Partei als das zu erkennen, was sie ist: Moderner Faschismus. Im ersten Artikel widmen wir uns deswe-
gen ausführlich der Analyse dieser Partei. Der Aufstieg der neuen Rechten ist weder ein Prozess, der erst
in den letzten Jahren in Deutschland begonnen hätte, noch einer, der sich auf Deutschland beschränkt.

Der nächste Artikel über die revolutionäre Vorabenddemo am 1. Mai in Köln beleuchtet die Be-
mühungen der Bourgeoisie, das Bewusstsein der Bevölkerung in ihrem Sinne zu kontrollieren von einer
ganz anderen, viel praktischeren Seite. Anhand einer Episode aus unserer Massenarbeit wollen wir
einige Überlegungen zum Verhältnis von KommunistInnen und Massen zur Diskussion stellen.

In unserem dritten Artikel probieren wir uns an einer Filmkritik zur ARD-Fernsehproduktion „NSU:
Mitten in Deutschland“ und wollen mit euch anhand dieses konkreten Beispiels unsere Gedanken zur
modernen imperialistischen Propaganda teilen.

Eine der häufigsten Rückmeldungen auf die letzte Ausgabe unserer Zeitschrift war, dass mit den
Artikeln zur Situation der proletarischen Frauen unserer Arbeit eine wichtige Seite hinzugefügt wurde,
die bisher gefehlt hatte. Wir haben das als Ermutigung verstanden, auf diesem Weg weiter zu gehen
und freuen uns, dass in dieser Ausgabe gleich zwei Artikel der neu gegründeten „Initiative Organisierte
Pflege“ veröffentlicht werden können. Die KollegInnen dieser Gruppe haben sich bemüht, in einem
Interview mit zwei PflegerInnen einen lebendigen Eindruck von den Arbeitsbedingungen, dem Arbeit-
salltag und den besonderen Problemen der PflegerInnen zu geben. In einem Begleitartikel beleuchten
sie von einem Klassenstandpunkt aus die unüberwindlichen Widersprüche des Gesundheitssystems
im Kapitalismus. Rückmeldungen können gerne direkt an die Initiative gesendet werden: organisier-
te.pflege@gmx.de

Wir berichten im Anschluss über das befristete Verbot der marxistisch-leninistischen Partei Spani-
ens (PML (RC)) und rufen zur Solidarität mit den GenossInnen auf.

Unsere Zeitung endet mit einem zweiten Interview mit Vertretern der neu gegründeten PPDS (Wa-
tad), die aus einem Einheitsprozess der tunesischen KommunistInnen hervorgegangen ist. Es versteht
sich fast von selbst, dass wir diese Erfahrung an die deutsche kommunistische Bewegung weitertra-
gen, um zu ermöglichen, dass alle Revolutionäre sich mit dem Vorgehen der tunesischen GenossInnen
auseinandersetzen können und daraus Impulse für die Lösung der Einheitsfrage in Deutschland ziehen
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können.
Wir wünschen euch wie immer viel Spaß beim Lesen und rufen euch nochmals herzlich zu Kritik in
jeglicher Form auf, um unsere Arbeit zu verbessern.

Redaktionskollektiv "Kommunismus", August 2016
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Faschismus reloaded – die AfD und ihre
Funktion für das deutsche Kapital

Links: AfD-Chefin Frauke Petry, Rechts: Pegida-Aufmarsch

Mit der „Alternative für Deutschland“ gibt es
in der BRD seit 2013 eine Partei rechts von CDU
und CSU, die das Potential hat, sich langfristig
und stark in der politischen Landschaft zu eta-
blieren. Ihr Aufstieg kam scheinbar „wie aus dem
Nichts“ und erreichte mit den Wahlergebnissen
in Sachsen-Anhalt, Rheinland-Pfalz und Baden-
Württemberg im Frühjahr seinen vorläufigen Hö-
hepunkt. Man muss kein Pessimist sein, um vor-
herzusagen, dass diese Partei 2017 auch den Ein-
zug in den Bundestag schaffen wird. Mehr noch:
Der Aufstieg der AfD wird begleitet von der auf-
keimenden rechten Massenbewegung Pegida und
dem Erstarken des militanten Faschismus (Hoge-
sa, Terror gegen Flüchtlingsunterkünfte; Angriffe
auf linke Strukturen usw.). Sie hat eine auffallend
dominierende Rolle in den Medien. Ihr Personal
ist in der deutschen Bourgeoisie bestens verankert.
Sie unterhält gute Verbindungen zum russischen
Staat. Ihr Aufstieg ist kein nationales Phänomen,
sondern fällt international zusammen mit Trump
in den USA, Le Pen in Frankreich, dem Ausstieg

Großbritanniens aus der EU sowie den rechten Re-
gierungen in Polen und Ungarn.

Für jeden Antifaschisten in der BRD stellen
sich damit viele Fragen: Was hat die AfD, was
NPD, DVU, Republikaner, Schill-Partei und die
„Pro“-Bewegung nicht hatten? Woher kommt ihr
Erfolg? Ist die AfD eine faschistische oder eine
„rechtspopulistische“ Partei (und was soll letzte-
res überhaupt sein)? Was ist von dieser Partei zu
erwarten? Wie kann es sein, dass sie Wähler aus
allen politischen Lagern, inklusive der Linkspar-
tei, anzieht? Ist der Spuk vorbei, wenn die Flücht-
lingsproblematik geklärt ist? Und: Wie muss man
ihrem Aufstieg entgegentreten? Muss man mit der
AfD reden und sie verstehen, wie es die Medien
und viele Sozialdemokraten raten?

Imperialismus und Faschismus

Um keinen unnötigen Spannungsbogen in diesem
Artikel zu kreieren, möchten wir eine der oben auf-
geworfenen Fragen an dieser Stelle direkt beant-
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worten und klarstellen, dass wir die AfD für ei-
ne faschistische Partei halten und alle diesbezüg-
lichen Relativierungen („faschistoid“, „rechtspopu-
listisch“, usw.) als falsch und gefährlich ansehen.
Warum wir dies so sehen, werden wir im folgen-
den entwickeln.

Den Begriff „faschistisch“ verwenden Kommu-
nisten nicht als moralisches Etikett, um eine Ge-
sinnung oder eine Bewegung effektvoll als beson-
ders verwerflich zu kennzeichnen (was Faschisten
zweifelsohne sind). Die faschistische Bewegung, die
faschistische Ideologie, faschistische Politik und fa-
schistische Staaten sind vielmehr politische Er-
scheinungen, die der Kapitalismus in seinem im-
perialistischen Stadium gesetzmäßig hervorbringt
und die es wissenschaftlich hinsichtlich ihrer Rol-
le im Klassenkrieg zu erfassen gilt1. Zusammenge-
fasst lässt sich sagen: Die faschistische Bewegung
ist der ideologische, politische und bewaffnete Vor-
trupp der aggressivsten Teile des imperialistischen
Finanzkapitals.

Die Frage ist also: Welche Klasse vertritt die
AfD?

Um diese Frage zu beantworten, ist es erstens
notwendig, ihre Programmatik und deren Wurzeln
zu betrachten, insbesondere also zu verstehen, für
welche Ideologie die AfD steht bzw. welche Ideolo-
gie sie in die Massen trägt und wo diese Ideologie
herkommt. Zweitens ist es notwendig, sich die Fra-
ge zu stellen, wer diese Partei führt.

Die Betrachtung dieser Fragen führt uns zu
dem Schluss, dass die AfD tatsächlich eine Par-
tei der besonders aggressiven Teile des deutschen
Finanzkapitals ist. Sie stellt in der aktuellen Welt-
lage, die durch die Verschärfung der zwischenim-
perialistischen Widersprüche und die Vertiefung
der allgemeinen Krise des kapitalistischen Systems
ebenso geprägt ist wie durch etwas, das wir in frü-
heren Ausgaben dieser Zeitschrift bereits als „Gä-
rungsprozesse“ in den unterdrückten Massen be-
zeichnet haben, den strategischen „Plan B“ für das
deutsche Finanzkapital dar und verleiht ihm eine
organisatorische, d.h. parlamentarische Form. Ihr
Name ist damit tatsächlich ihr Inhalt.

Strategische Ansätze des
deutschen Finanzkapitals

Umreißen lässt sich die „Alternative“ wie folgt:
„Plan A“ besteht für das Kapital im wesentlichen
in der Fortführung der bisherigen machtpolitischen
Instrumente und Methoden nach innen und außen:
„Soziale und ökologische Marktwirtschaft“ nach in-
nen inklusive der Integration widerstandsgefähr-
deter Bevölkerungsteile auf der linken Seite des
politischen Spektrums über die „rot-grüne“ Schie-
ne und die Gewerkschaften. Sowie nach außen der
Ausbau der Europäischen Union und der Euro-
Zone und die Fortführung der Westbindung (trans-
atlantisches Bündnis).

Im Gegensatz dazu steht „Plan B“ für die Mo-
bilisierung der „wütenden“, reaktionär beeinfluss-
ten Massen mit rechten Parolen (siehe Pegida),
die Säuberung des imperialistischen Staatsappa-
rates von „rot-grün versifften“ politischen Inhalten
und ihren Trägern, die offensive Aufhebung sozia-
ler und umweltpolitischer Standards, darunter z.B.
die Abkehr von der „Energiewende“ (siehe das Pro-
gramm der AfD) und der „Genderpolitik“ sowie
die Absage an die „political correctness“ im Inne-
ren. Zusammenfassen lässt sich das als verschärfte
Faschisierung. Nach außen geht es um die Erset-
zung der EU durch direktere Formen der Kontrol-
le über die strategisch relevanten Teile Mittel- und
Osteuropas2, ohne lästige und teure bündnispoliti-
sche Zugeständnisse an Franzosen und Südeuropä-
er machen zu müssen, sowie die Orientierung auf
ein Bündnis mit Russland zuungunsten des US-
Imperialismus mit dem Ziel u.a. der strategischen
Sicherung der Energieversorgung der deutschen In-
dustrie, der Abschöpfung russischer Bodenschätze
und der gemeinsamen Unterwerfung Osteuropas
(die Nazis sprachen vom „Lebensraum im Osten“
für das deutsche Volk).

Inwieweit es sich bei den beiden hier umris-
senen Plänen um scharf voneinander abgegrenzte
Strategien handelt, für die ebenso scharf vonein-
ander abgegrenzte Machtblöcke in der deutschen

1Wesentliche Beiträge zur Analyse der faschistischen Bewegung aus der Zeit ihrer Machtergreifung in Europa stam-
men von Clara Zetkin („Der Kampf gegen den Faschismus“ ) und Georgi Dimitroff (Bericht an den VII. Weltkongress
der Komintern). Unter den späteren Arbeiten zum Thema sind die von Jürgen Kuczynski („Studien zur Geschichte des
deutschen Imperialismus“, 1948) und Reinhard Opitz („Faschismus und Neofaschismus“, 1984 ) hervorzuheben.

2Siehe dazu den Abschnitt „Ethnopluralismus“ im Einschub über die Ideologie der Neuen Rechten
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Bourgeoisie stehen, darf natürlich bezweifelt wer-
den. Klar ist für uns jedenfalls, dass auch der füh-
rende Teil des Finanzkapitals im Imperialismus
kein monolithischer Block ist und dass beide Ten-
denzen existieren und schon früher zutage getreten
sind3.

Die Gründung der AfD und
ihre Vorbereitung

Die AfD ist heute die Partei, die dem „Plan B“
nach innen und außen ein festes Gesicht und vor
allem eine feste organisatorische Form verleiht, die
allen Erwartungen gemäß dauerhaft in den deut-
schen Parlamenten vertreten sein wird. Ihre Ent-
wicklung seit ihrer Gründung 2013 gliedert sich in
zwei Etappen: Der Aufbau und die Etablierung in
den ersten Landesparlamenten und im Europapar-
lament unter der Führung von Bernd Lucke und
Hans-Olaf Henkel von 2013 bis 2015 und die Über-
nahme durch die Neue Rechte4 im vergangenen
Jahr und die Zeit danach.

Ihre Gründung war nicht so sehr das Ergeb-
nis der Unzufriedenheit eines Wirtschaftsprofes-
sors mit der Politik der CDU unter Merkel, wie es
in den Medien den Anschein hatte, sondern wurde
sorgsam vorbereitet: Nach verschiedenen früheren
gescheiterten Anläufen, Parteien rechts von CDU
und CSU dauerhaft zu etablieren (z.B. Schill-
Partei, Pro-Bewegung, . . . ) war diese Option seit
der Regierungsübernahme durch CDU/CSU 2005
wieder ein gern angesprochenes Thema in den
Medien. Verschiedene Vertreter des rechten Uni-
onsflügels wie Friedrich Merz, Roland Koch oder
der abgestürzte Verteidigungsminister Guttenberg
wurden hierfür ins Gespräch gebracht.

Propagandistisch und programmatisch vorbe-
reitet wurde die „rechte Alternative“ insbesondere
durch Publikationen wie die Schriften des SPD-
Rechtsaußen Thilo Sarrazin. Sie sind sicherlich
nicht zufällig im DVA-Verlag erschienen – einem
Verlag der Bertelsmann-Stiftung, also einem der

führenden Think Tanks der deutschen Bourgeoisie,
dessen Vordenker auch u.a. die „Agenda 2010“ für
die Schröder-Regierung entwarfen. Sarrazin brach-
te mit Bertelsmann verschiedene Bücher heraus,
die genau die aktuellen Themen der „Neuen Rech-
ten“ und der späteren Pegida und AfD voranbrach-
ten und popularisierten: die vermeintliche „Über-
fremdung“ und den Kulturkampf („Deutschland
schafft sich ab“, 2010), die wirtschaftspolitische Al-
ternative zur Euro-Zone („Europa braucht den Eu-
ro nicht“, 2012), die Kampfansage an die „political
correctness“ und den Geist der „sozialen und öko-
logischen Marktwirtschaft“ („Der neue Tugendter-
ror“, 2014) und der entsprechende politische Stra-
tegieentwurf, der u.a. eine Absage an die „Energie-
wende“ enthält („Wunschdenken“, 2016).

2013 erfolgte dann die Gründung der AfD
durch den Hamburger Wirtschaftsprofessor Bernd
Lucke. Später stieg der ehemalige BDI5-Chef Hen-
kel als prominentes Zugpferd mit ins Boot. Dazu
kamen erfahrene politische Netzwerker und Kader
wie der Brandenburger CDU-Rechtsaußen Gau-
land. Im Gegensatz zu den früheren Rechtspartei-
Versuchen war die AfD in der deutschen Bourgeoi-
sie, im Staat, in der Bundeswehr und unter rechten
Intellektuellen bestens verankert6. Mehr noch: Sie
erhielt in den Medien breitesten Raum, ihre In-
halte öffentlich darzustellen und sich wirkungsvoll
als Partei gegen verkrustete politische Strukturen,
gegen „die da oben“ zu präsentieren. So gelang es
ihr, ins Europaparlament und in mehrere Landes-
parlamente einzuziehen.

Was ist die Neue Rechte?

Die ideologische Vorgeschichte der AfD begann
jedoch nicht erst mit Thilo Sarrazin und seines-
gleichen, sondern bereits einige Jahrzehnte früher.
In den 1960er Jahren war der Kalte Krieg voll
im Gang. Deutschland und Europa waren entlang
des westlichen und östlichen Machtblocks aufge-
teilt. Während in den ehemaligen Kolonien wie
in Afrika Befreiungskämpfe tobten und korrupte,

3Man nehme nur allein die Annäherungspolitik an Russland unter der Schröder-Regierung.
4Lucke wandte sich im Zuge des eskalierenden Richtungsstreits in einer E-Mail an die AfD-Mitglieder und warnte

vor „beunruhigenden Entwicklungen“ in der Partei: „Er bezog sich ausdrücklich auf die „so genannte Neue Rechte“, die
verstärkt Einfluss auf die AfD zu nehmen suche.“ (ntv.de, 23.04.15)

5Bundesverband der deutschen Industrie
6Dokumentiert in verschiedenen Artikeln auf german-foreign-policy.com, z.B. „Brüche im Establishment“ (12.04.13)
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pro-imperialistische Regimes durch Revolutionen
gestürzt wurden, entwickelten sich auch in den
imperialistischen Metropolen Widerstandskämpfe
und fortschrittliche politische Bewegungen. In den
USA erreichte der Kampf der afroamerikanischen
Bevölkerung gegen die rassistische Diskriminie-
rung und Unterdrückung seinen Höhepunkt. Zeit-
gleich war sowohl in den USA als auch in West-
europa die Jugend- und Studentenbewegung be-
sonders stark und richtete sich in der BRD bspw.
gegen die alten Faschisten, die nach wie vor in
führenden Staatsfunktionen tätig waren. Diese Be-
wegungen führten neben den direkten politischen
Erfolgen vor allem zu einer Linksentwicklung im
Bewusstsein der Massen: Auch wenn es der Bour-
geoisie gelang, die 68er Bewegung und die in den
70er und 80er Jahren nachfolgende Friedens- und
Anti-AKW-Bewegung vor allem über die neu ge-
schaffene Partei der „Grünen“ in den Staatsappa-
rat zu integrieren, bleibt es doch ein Faktum, dass
es nach 1968 zumindest in bestimmten Teilen der
Massen und in der jüngeren Generation der Stan-
dard wurde, „links“ (d.h. im Zweifel: diffus sozial-

demokratisch, gegen den Krieg, gegen AKWs und
für den gesellschaftlichen Fortschritt gesinnt) zu
sein. Das Bewusstsein, die Stimmung in der jün-
geren Generation war vielleicht nicht massenhaft
revolutionär-marxistisch, jedenfalls aber eine an-
dere als unter ihren Eltern, die noch unter Hitler
sozialisiert wurden.

Die faschistische Bewegung musste auf diesen
Einflussverlust in den Massen – der auch eine
schlichte Folge des verlorenen Krieges, das Be-
kanntwerden der Kriegsverbrechen und der Juden-
vernichtung und die daraus resultierende Diskre-
ditierung des Nazi-Regimes war – reagieren7. Der
klassische Nazi-Faschismus war langfristig nicht
mehr massentauglich und bedurfte einer inhaltli-
chen Erneuerung: Ab Ende der 1960er Jahre wur-
de – ausgehend von Frankreich – von faschistischen
Kadern die Strömung der ’Neuen Rechten’ aufge-
baut, die zunächst prominent angeführt von rech-
ten Intellektuellen und anknüpfend an die schon
einige Jahrzehnte alte Strömung der „Jungkonser-
vativen“8 eine „modernisierte“ Auflage der alten
völkischen Ideologie produzierte und sich zum Ziel

7Der norwegische Terrorist Anders Breivik, bekannt geworden durch sein Massaker an dutzenden sozialdemokratischen
Jugendlichen auf der Insel Utoya im Jahr 2011 und in den Medien als „verwirrter Einzeltäter“ hingestellt, formulierte
den Ausgangspunkt des Kulturkampfs der modernen Faschisten in seiner „Europäischen Unabhängigkeitserklärung“ wie
folgt: „Die meisten Europäer schauen auf die 1950er Jahre als die gute alte Zeit zurück. Die Familienheime waren so si-
cher, dass die Leute in vielen Gegenden nicht einmal im Traum daran dachten, ihre Haustüren abzusperren. Die Qualität
der öffentlichen Schulen war ganz allgemein sehr gut (. . . ). Die meisten Männer behandelten Frauen wie Ladies und die
meisten Ladies widmeten ihre Zeit mit Hingabe dem Zuhause für ihre Familien, der guten Erziehung ihrer Kinder und
halfen der Gesellschaft durch freiwillige Arbeit. Die Kinder wuchsen in gemeinsamen Haushalten mit beiden Elternteilen
auf und die Mutter war für sie da, wenn sie von der Schule nach hause kamen. (. . . ) Wenn ein Mann aus den 1950ern
plötzlich ins Westeuropa des Jahres 2000 versetzt würde, er könnte sein eigenes Land kaum wiedererkennen. Er wäre
sofort in Gefahr übers Ohr gehauen, ausgeraubt und ausgenommen zu werden, weil er nie gelernt hat, mit konstantem
Misstrauen durch die Welt zu gehen. (. . . ) Wenn er seine Familie mitgebracht hätte, in die „Neue Zeit“, dann wür-
den er und seine Ehefrau möglicherweise frohgemut ihre Kinder zur nächstgelegenen Schule schicken. Wenn die Kinder
dann am Nachmittag nach Hause kämen und ihnen erzählten, dass sie durch einen Metalldetektor gehen mussten, um
Zutritt zum Gebäude zu erhalten, ein komisch riechendes Kraut von anderen Kinder angeboten bekamen und gelernt
hätten, dass Homosexualität normal und gut sei, wären die Eltern wohl völlig baff. (. . . ) Wenn irgend möglich, würde
unsere 1950er Familie Hals über Kopf zurück in ihre Zeit flüchten. Dort angekommen hätten sie dann eine spannen-
de Horrorstory zu erzählen, und die ginge ungefähr so: in zukünftigen Zeiten ist das ganze Land kulturell degeneriert
und moralisch verfallen; (. . . ) Warum ist das geschehen? In den letzten 50 Jahren ist ganz Westeuropa überschwemmt
worden, von demselben intellektuellen Ausfluss, der zuvor Russland, China, Deutschland und Italien übernommen hatte.
Der Name dieses Ausflusses ist Ideologie. Hier, wie auch sonstwo, hat diese Ideologie (Marxismus) der traditionellen
Kultur großen Schaden zugefügt. (. . . ) Die Ideologie, die Westeuropa eingenommen hat, wird konventionell „political
correctness“ (kultureller Marxismus) genannt. (. . . ) Political correctness versucht praktisch alle Regeln umzumodeln –
formale und inhaltliche – praktisch alles was die Beziehungen zwischen den Menschen, und Mensch und Institution
betrifft. Diese Ideologie will unser Verhalten ändern, unsere Gedanken bestimmen, sogar vorschreiben welche Wörter
wir beim sprechen benutzen (dürfen). (. . . ) Political correctness ist faktisch Kulturmarxismus. Marxismus wird hier von
seiner wirtschaftlichen Terminologie ausgehend in kulturelle Begriffe übersetzt.“

8Parteiübergreifende faschistische Bewegung mit dem Ziel der Schaffung einer nationalen einheitlichen Bewegung. Zu
ihr gehörten u.a. die Reichskanzler Brüning, Papen und Schleicher, die den Hitlerfaschismus politisch vorbereiteten (vgl.
Opitz, „Faschismus und Neofaschismus“, Verlag Marxistische Blätter 1984, S. 95 ff.)
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setzte, diese über ihre Verankerung in Staat und
Medien langfristig in die Massen zu tragen. Sie
setzte dabei gerade auf das Kopieren von Formen
und kulturellen Eigenheiten der Linken.

Ehemaliger Berliner SPD-Senator und
Popularisierer der neurechten Ideologie: Thilo

Sarrazin, hier beim faschistischen
Compact-Magazin

In Analogie zur „Rollback“-Strategie der
NATO-Imperialisten gegenüber dem sowjetisch
dominierten Ostblock lässt sich im Zusammen-
hang mit der Neuen Rechten von einer ideolo-
gischen und politischen „Rollback“-Strategie zur
Wiedererlangung der rechten Hegemonie im Be-
wusstsein der Massen sprechen. Ihr strategischer
Vorteil gegenüber der Linken liegt auf der Hand:
Im Gegensatz zu ihnen konnten sich die Faschisten
stets auf die Ressourcen und Organisationen des
Imperialismus stützen, in dessen Dienst sie agie-
ren.

Führendes propagandistisches Organ der Neu-
en Rechten in der BRD ist bis heute die
„Junge Freiheit“ (gegründet 1986 von dem Ex-
Republikaner Dieter Stein), die mittlerweile auch
inoffizielles Zentralorgan der AfD ist9.

***

Einschub: Weltanschauung,
Ideologie und Zielsetzung der

„Neuen Rechten

Wir geben im folgenden einige Kernelemente des
Argumentationssystems der „Neuen Rechten“ wie-
der (vgl. Opitz, S. 318 ff.):

1. Das „biologische“ oder
„realistische“ Menschenbild

Der Mensch ist im Weltbild der Neuen Rechten
ein primär durch biologische Evolution, Rasse und
Instinkt bestimmtes Wesen. Alle aufzustellenden
gesellschaftlichen und staatlichen Normen müss-
ten daher mit seinen natürlichen Gesetzmäßigkei-
ten übereinstimmen: Territorialtrieb, Dominanz-
trieb, Besitztrieb, Aggressionstrieb, Sozietätstrieb
(gerichtet auf die Erhaltung von Familie und Volk)
sowie Sexualtrieb.

2. Die „okzidentale
Erkenntnistheorie“

Aus dem „realistischen Menschenbild“ wird er-
klärt, wie Europa zum bedeutendsten Zentrum
der Weltzivilisation werden konnte: Das Zusam-
menwirken von Leistungsorientierung, Individua-
lismus und biologischer Veranlagung bilde das
„okzidentale Syndrom“ und mache die Stärke
der Europäer aus. Es wird also eine ausdrück-
liche „europäische Identität“ angenommen. Asia-
ten und Afrikaner hätten eine geringere Fähig-
keit zum logisch-abstrakten Denken, seien den Eu-
ropäern aber in manueller Geschicklichkeit über-
legen. Hierbei handele es sich um verschiede-
ne „Intelligenzstrukturen“ und somit nur um ei-
ne „Andersartigkeits- und keine Wertunterschieds-
Feststellung“. Als Schlussfolgerung müsse die Ge-
sellschaftsordnung in Deutschland und Großeuro-

9Nicht zu vergessen das „Compact“-Magazin des Verschwörungstheoretikers Jürgen Elsässer, das vor einiger Zeit mit
Frauke Petry als „besserer Kanzlerin“ titelte.

10Sarrazin: „Für mich ist es wichtig, dass Europa seine kulturelle Identität als europäisches Abendland und Deutschland
seine als Land mit deutscher Sprache wahrt, als Land in Europa, vereint mit den umgebenden Franzosen, Niederländern,
Dänen, Polen und anderen, aber doch mit deutscher Tradition. Dieses Europa der Vaterländer ist säkular, demokratisch
und achtet die Menschenrechte. Soweit Immigration stattfindet, sollten die Migranten zu diesem Profil passen bezie-
hungsweise sich im Zuge der Integration anpassen. (. . . ) Ich möchte nicht, dass das Land meiner Enkel und Urenkel zu
großen Teilen muslimisch ist . . . “ („Deutschland schafft sich ab“, S. 308)
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pa „entsprechend dem okzidentalen Syndrom“ um-
geformt werden, d.h. Umformung in eine „Leis-
tungsgemeinschaft“ ohne Vermengung mit ande-
ren Rassen und Kulturen. Dieses Element der
neurechten Ideologie findet sich u.a. deutlich in
den Schriften von Sarrazin10 wieder und bil-
dete das Argumentationsgerüst in der Verteidi-
gungsrede des norwegischen Nazi-Terroristen Brei-
vik11 vor Gericht. Da die „intellektuellen Anlagen“
biologisch-rassisch strukturiert seien, sei auch eine
staatlich betriebene Eugenik („Erbgesundheitsfor-
schung“) erforderlich.

3. Der „Bio-Humanismus“

Typischerweise ist die faschistische Ideologie dar-
auf ausgerichtet, die vorherrschenden ideologi-
schen Strömungen und Ideen des modernen Kapi-
talismus (Liberalismus, Globalisierung, etc.) mit
dem Marxismus zu vermengen und sich selbst
im Gegensatz dazu zu positionieren, um eine
glaubhafte Alternative darzustellen. Bei den Alt-
faschisten geschah dies durch die Beschwörung ei-
ner „ jüdischen Weltverschwörung“, die ihren Aus-
druck gleichermaßen im russischen Bolschewis-
mus wie im amerikanischen Finanzkapitalismus
fände. Mit dem „Bio-Humanismus“ der Neuen
Rechten, der dem „Techno-Marxismus“ entgegen-
gesetzt wird, geschieht diese Vermengung „von ei-
nem betont ökologisch-lebensschützerisch begrün-
deten „wachstums“- und „technik“-kritischen Ein-
stiegspunkt“ aus. Mensch und Natur sollen „wieder
zusammen“ gebracht werden. Dem „Intellektualis-
mus“ wird das „realistische Menschenbild“ entge-
gengestellt, das von der menschlichen Natur und
ihren angeborenen Verhaltensweisen ausgeht. Eu-
ropas Zukunft hänge von der Wiederherstellung
des Gleichgewichts zwischen Geist und Natur ab.
Das „realistische Menschenbild“ gehe davon aus,
dass der Mensch primär ein Natur- und sekun-
där ein Kulturwesen sei. Es wisse daher, dass dem
Menschen ein Brutpflege-Komplex zugrunde lie-

ge zur Bildung der Familie, dem Volk, der Nati-
on und perspektivisch der europäischen Völkerge-
meinschaft.

Die Technikfeindlichkeit und angebliche Na-
turverbundenheit der Neuen Rechten lässt sich
u.a. zur „Blut-und-Boden-“Ideologie der Nazis oder
der existentialistischen Philosophie Martin Hei-
deggers zurückverfolgen, der auch großen Einfluss
auf linksintellektuelle Vordenker der späteren 68er
Bewegung (Adorno, Marcuse) hatte.

Der Zweck dieser Ideologie liegt auf der Hand:
Wenn die Technik an sich von Übel ist, ist die herr-
schende Klasse, die sie in ihrem Interesse anwen-
den lässt und damit die Umwelt zerstört, aus der
Schusslinie genommen. Zweitens ist diese Ideologie
im Denken der Neuen Rechten mit dem biologis-
tischen Rassismus zu einem untrennbaren Ganzen
verwoben und damit Ausgangspunkt der weiteren
politischen Programmatik des modernen Faschis-
mus.

4. Der „Ethnopluralismus“

Im Zentrum des Konzepts des Ethnopluralismus
steht der Begriff der „nationalen Identität“, der
sich wiederum auf die in Punkt 1. definierten bio-
logischen Triebe, die Erhaltung von Familie und
Volk usw. gründet.

Die Politik soll nach dem Willen der Neuen
Rechten nach innen und außen dem Prinzip der
„nationalen Identität“ zur Durchsetzung verhelfen:

Innenpolitisch heißt das zusammengefasst:
„Ausländer raus!“ oder „Schluss mit Multi-Kulti!“ -
keine Vermischung der weißen europäischen Rasse
oder Kultur mit fremdländischen Elementen. Au-
ßenpolitisch besteht das Konzept des Ethnoplu-
ralismus in der Forderung nach Herstellung der
„Volks-Identitäten“ durch Anpassung der Staats-
territorien an sie bzw. nach Neugliederung der
Staatenwelt gemäß dem ethnischen Ordnungsprin-
zip der völkischen Selbstbestimmung als „Keim der
neuen Weltordnung“, die mehrere Ebenen umfasse:

11Breivik: „Viele haben behauptet, dass Ultra-Nationalisten wie ich ein Terrorregime einführen und errichten wollen.
Das ist falsch. Ich befürworte das japanische und südkoreanische kulturelle Modell, nicht mehr und nicht weniger. Sind
Japan und Südkorea wirklich so furchtbare Regime? Nein, das sind sie nicht! Es sind hochtechnologische, erfolgreiche und
monokulturalistische Nationen. Gleichzeitig sagten sie in den 70er Jahren nein zum Multikulturalismus und zur Massen-
einwanderung. Sie sind der lebende Beweis dafür, dass Nationen erfolgreich sein können, wenn nicht gar erfolgreicher,
wenn man nein zur Masseneinwanderung sagt. Disziplin, Ehrencodex und Stolz auf seine eigene Herkunft, auf seine
Kultur sind essentiell in Japan und Südkorea. Frauen spielen im Berufsleben eine zweitrangige Rolle. Dies ist heutzutage
die perfekteste Gesellschaft der Welt.“ (Stellungnahme vor Gericht, 17.04.2012)
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1. die gesamt- und „groß“deutsche Ebene: In
den 60er Jahren stand das Ziel der Vereinigung von
BRD und DDR noch auf der Tagesordnung, die
mittlerweile erfolgt ist. Darüber hinaus bezieht die
Neue Rechte Österreich und Südtirol in ihr Kon-
zept von einem „Großdeutschland“ ein. Die Orien-
tierung nach Deutschland wird heute von der ös-
terreichischen faschistischen Partei FPÖ oder von
Südtiroler Faschisten vertreten.

2. die kontinentale Ebene – die „völkische Neu-
ordnung Europas“: Das „ethnische“ Ordnungsprin-
zip soll verwirklicht werden u.a. durch die Zerle-
gung der Vielvölkerstaaten in kleinere, „ethnisch“
homogene Einheiten. Dieses Konzept ist bei der
Zerschlagung der Sowjetunion und Jugoslawiens
in teilweise nicht lebensfähige Kleinstaaten (Balti-
kumsstaaten, Bosnien, Kosovo) bereits zur staat-
lichen Politik geworden. Aber auch die Abspal-
tungsbestrebungen in Flandern, Schottland, Bas-
kenland, Katalonien, Südtirol, Norditalien und
weiteren europäischen Gebieten müssen in diesem
Zusammenhang sowie im Licht der Mitteleuropa-
Pläne des deutschen Imperialismus betrachtet wer-
den.

Das ’ethnische’ Europa - Fundstück von einer
Webseite deutschnationaler Tiroler

Hierzu sind einige Hintergrundinformationen
nötig: Der deutsche Imperialismus verfolgt seit
dem Kaiserreich den außenpolitischen Ansatz,
über deutsche Bevölkerungsteile in anderen Län-
dern oder auch andere nationale Minderheiten
Einfluss auf die dortigen Staaten zu nehmen. Ein
Beispiel hierfür ist der 1925 gegründete „Europäi-
sche Nationalitätenkongress“ (ENK), der sich als
„Dachverband nationaler Minderheiten in Europa“
bezeichnete, in Wahrheit jedoch eine Vorfeldorga-
nisation des Auswärtigen Amtes war, die dem Ziel
diente, nationale Minderheitenkonflikte in Euro-
pa für deutsche Machtinteressen auszunutzen. Im
Zentrum der Ideologie dieser Organisation stand
der später von der Neuen Rechten aufgegriffene
Begriff der „Volksgruppe“: „In der Tat ist der Be-
griff „Volksgruppe“ in Deutschland eingeführt wor-
den, um ein Kollektiv vorgeblich blutshomogener
Menschen zu bezeichnen (. . . ). In einer „Gehei-
men Denkschrift“ des deutschen Außenministers
wurde die verdeckte Finanzierung der im Ausland
lebenden „Volksgruppen“ geregelt.“12 Der ENK or-
ganisierte auch bewaffnete Aufstände – u.a. in
der deutschsprachigen Region Eupen-Malmedy in
Belgien. Höhepunkt seiner Aktivitäten waren die
sudetendeutschen Aktivitäten des Jahres 1938,
mit denen die Einverleibung der Tschechoslowa-
kei durch das faschistische Deutschland ein Jahr
später vorbereitet wurde. Die Zeitschrift „Nati-
on und Staat“, die der ENK zwischen 1927 und
1944 herausgab, wird seit 1958 unter dem Namen
„Europa Ethnica“ weitergeführt – ebenso wie der
ENK selbst in Gestalt seiner Nachfolgeorganisa-
tion „Föderalistische Union Europäischer Volks-
gruppen (FUEV) mit Sitz in Flensburg, die wie ih-
re Vorgängerin vom deutschen Außenministerium
finanziert wird. Das neurechte Konzept des Ethno-
pluralismus ist also im Kern nichts anderes als ein
vom deutschen Staat betriebenes außenpolitisches
Paradigma, das quasi den „doppelten Boden“ für
den Erhalt der deutschen Vorherrschaft über Eu-
ropa bildet, sollte sich die Europäische Union als
instabil erweisen oder aus anderen Gründen abge-
schafft werden.

3. Auf der internationalen Ebene soll die in Eu-
ropa zur Ausführung gelangte „völkische“ Staaten-
Ordnung dann „ein Beispiel für alle sein“. Vor

12„Von Krieg zu Krieg, Die deutsche Außenpolitik und die ethnische Parzellierung Europas“, Goldendach, Minow,
Rudig, Verlag 8. Mai, 1996. S. 16
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diesem Hintergrund solidarisieren sich neurechte
Strömungen gerne mit allen möglichen nationalen
Bewegungen, gleichgültig ob diese nun faschistisch,
reaktionär, fortschrittlich-antiimperialistisch oder
was auch immer sind. Hier ist der politische Hin-
tergrund der, dass gerade die bürgerlichen Flü-
gel innerhalb von nationalen Befreiungsbewegun-
gen im Interesse des Imperialismus gestärkt wer-
den sollen.

Die „Identitäre Bewegung“ ist ein Beispiel für
eine Bewegung, die ganz offen auf dem Konzept
des Ethnopluralismus beruht.

5. Der „Befreiungsnationalismus“

Die Neue Rechte geht davon aus, dass sich die
ethnopluralistische Neuordnung Europas nicht von
selbst herstellen wird. Daher müsse der „europäi-
sche Nationalismus“ revolutionär werden. Vorbild
dafür sind die reaktionär geführten Aufstände in
der DDR 1953 und 1989/90 und in anderen osteu-
ropäischen Staaten, die zur Zerschlagung des Ost-
blocks geführt haben.

Heute kann man hinzufügen, dass neurech-
te Bewegungen (Front National, UKIP, Teile der
AfD) demagogisch den Kampf gegen das „Mach-
tungetüm EU“ aufgenommen haben, um sie durch
das nicht weniger imperialistische Konzept eines
„Europa der Vaterländer“ im ethnopluralistischen
Sinne zu ersetzen. Der Austritt Großbritanniens
und die möglicherweise darauf folgende Balkanisie-
rung des Landes durch einen Austritt Schottlands
kann als Erfolg dieser politischen Linie verbucht
werden.

6. Der „Europäische Sozialismus“

Der Grundgedanke des „Sozialismus“-Begriffs der
Neuen Rechten liegt in der Hierarchie. „Der hier-
archische Leitgedanke ist eine reflektive Übertra-
gung des Dominanztriebs aus dem Menschenbild
in die Wirtschaftsordnung. Als den „sozialistischen
Maßstab für den Wert des einzelnen Menschen“

betrachtet die Neue Rechte die „Bereitschaft, na-
tionale Solidarität zu üben.“ Jeder Nationalist sei
daher notwendigerweise auch ein Sozialist, denn
das „auf Naturanschauung beruhende Ganzheits-
denken sehe „den einzelnen als Glied sozialer Ge-
stalten, vor allem des Volks“ und verstehe un-
ter „Verwirklichung“ des Sozialismus die Durch-
setzung des „Begriffs des Ganzen auch in den so-
zialökonomischen Verhältnissen“. Aber „da sich die
Menschen nun einmal auszeichnen wollen“, müs-
se „diesem Drang entsprochen werden, weshalb je-
der sich „im geregelten Wettbewerbsrahmen“ sei-
nen „Rang“ solle „erobern können.“ Das ungeteilte
Volk ist für die Neue Rechte also der Träger des So-
zialismus. Dem marxistischen Klassensozialismus
stellt sie einen nationalistischen Volkssozialismus
entgegen. Die „Nationalrevolutionäre“ Plattform
beinhaltet Aspekte der fünffachen Revolution: der
sozialistischen, sozialen, ökologischen, kulturellen
und demokratischen. Die parlamentarische Demo-
kratie wird abgelehnt. Für den „Befreiungsnatio-
nalismus“ zu kämpfen heißt, folgende Einzelforde-
rungen in einen Gesamtzusammenhang zu stellen:
Ethnopluralismus, ökologische Lebensgestaltung,
humaner Sozialismus (realistisches Menschenbild),
dezentrale Wirtschaftsordnung, kulturelle Erneue-
rung und Basisdemokratie.

***

Dass die langjährige ideologisch-politisch-
kulturelle Kleinarbeit der Imperialisten in der Ar-
beiterklasse ihre Wirkung nicht verfehlt hat und
es ihr gelungen ist, völkisches, rassistisches und
autoritäres Gedankengut in ihr zu verankern –
selbst dort, wo man es auf den ersten Blick gar
nicht vermutet – zeigte Mitte der 2000er Jahre die
von uns bereits in einem früheren Artikel zitierte
soziologische Studie gewerkschaftslinker Wissen-
schaftler im Funktionärsapparat des DGB unter
dem Titel „Gewerkschaften und Rechtsextremis-
mus“13, die u.a zu folgendem, verstörenden Schluss
kommt: „Gewerkschaften in Deutschland sind Vor-
kämpfer und Stützen der Demokratie. Viele ihrer

13Zeuner u.a., „Gewerkschaften und Rechtsextremismus“, Verlag Westfälisches Dampfboot, 2007; Eine ähnliche, aktu-
elle Studie unter dem Titel „Die enthemmte Mitte“ der Universität Leipzig kommt zu demselben Ergebnis: „Deutschland
im Jahr 2016: Jeder Zehnte wünscht sich einen Führer, der das Land zum Wohl aller mit starker Hand regiert. Elf
Prozent der Bürger glauben, dass Juden zu viel Einfluss haben. Zwölf Prozent sind der Ansicht, Deutsche seien ande-
ren Völkern von Natur aus überlegen. Ein Viertel der U30-Generation in Ostdeutschland ist ausländerfeindlich. Und
ein Drittel der Deutschen hält das Land für gefährlich überfremdet.“ („Deutschlands hässliche Fratze“, Spiegel-Online,
15.06.16)
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Aktiven engagieren sich gegen Rechtsextremismus.
Dennoch sind die Mitglieder keineswegs immun ge-
gen den Ruf nach dem starken Führer und nach
der Verfolgung von Sündenböcken. Die Autoren
berichten über Ergebnisse einer Studie zu rechts-
extremen Einstellungen von Gewerkschaftsmitglie-
dern. Danach sind gerade die Kerngruppen der
Gewerkschaften anfällig für rechtsextreme Deutun-
gen. Wachsende Existenzangst der Arbeitnehmer-
Mittelschicht und das Gefühl, sozial und politisch
zu den Verlierern zu gehören, wirken als Einfall-
store für rechtsextreme Ideologien.“

Türöffner für die Neue Rechte, selber aber zu
arrogant für Massenparteien: Ex-BDI-Chef

Henkel

AfD, Pegida und die Gärung
in den Massen

Aufgrund der wachsenden Widersprüche des Ka-
pitalismus und der für die Bourgeoisie notwendi-
gen Angriffe auf die Arbeiterklasse und weite Tei-
le des Kleinbürgertums gärt es in diesen Sekto-
ren. Es gibt eine wachsende, diffuse Wut auf „die
da oben“, die mangels klarer und in den Massen
verankerter revolutionärer Führung nicht so recht
weiß, wohin. Schlimmer noch: Durch jahrzehnte-
lange kontinuierliche und gut organisierte Arbeit
der propagandistischen Abteilungen der Bourgeoi-
sie – von der Bild-Zeitung bis zur Neuen Rechten –
ist die Hegemonie über das Bewusstsein der Mas-
sen in der BRD heute tendenziell wieder eine rech-
te, faschistische – und das Ganze ungeachtet des-
sen bzw. offenbar in keinerlei Widerspruch dazu,

dass organisatorisch immer noch der DGB für das
Kapital die Betriebe kontrolliert und viele heuti-
ge AfD-Wähler bis vor kurzem noch für SPD oder
Linkspartei gestimmt haben14.

Während viele von uns Antifaschisten sich mit
No-NPD-Kampagnen, Lichterketten und der Blo-
ckade von Kameradschaftsaufmärschen abgearbei-
tet haben und wir ernstlich gedacht haben, wir
hätten das Problem im Griff und die Mehrheit in
Deutschland wäre immer noch antifaschistisch ge-
sinnt – währenddessen hat sich unter unserem Ra-
dar die faschistische Bewegung reorganisiert (prä-
ziser gesprochen: ihre Truppen neu formiert, denn
zu keinem Zeitpunkt seit 1920 war die faschisti-
sche Bewegung in Deutschland nicht organisiert).
Und sie hat sich in langjähriger Kleinarbeit ei-
ne echte Verankerung in den Massen geschaffen.
Das wurde spätestens mit Pegida klar. Die rech-
ten Massenaufmärsche in Ostdeutschland stellten
den qualitativen Sprung von der ideologischen He-
gemonie und Meinungsführerschaft zur tatsächlich
mobilisierungsfähigen Führerschaft in den Massen
zumindest in Teilen des Landes dar. Noch deut-
licher gesprochen: In Teilen Deutschlands gehen
heute die Massen gegen das System, gegen „die da
oben“ auf die Straße – und zwar unter der Führung
der Faschisten!

Die AfD ist in diesem Gesamtkontext zu be-
trachten. Sie ist der parlamentarische Arm dieser
Bewegung. Dass führende Vertreter von ihr gera-
de das bestreiten, ist ein politisches Standardmit-
tel, das darauf abzielt, gerade auch die Teile der
Massen anzusprechen und für sich zu mobilisieren,
denen Pegida noch zu weit geht.

Allem Anschein nach drehte sich die Auseinan-
dersetzung zwischen Lucke, Henkel und dem rech-
ten Flügel um Frauke Petry und Gauland, die 2015
eskalierte, vor allem um die Frage, ob sich die AfD
strategisch als intellektuelle Elitenpartei positio-
nieren sollte oder als rechte Massenpartei, die ak-
tiv darauf hinarbeitet, das „Wutbürgertum“ à la
Pegida zu organisieren. Das Ergebnis ist bekannt:
Die rechten Professoren wurden beim Parteitag
vom braunen Mob weggeputscht.

Der Chefideologe der AfD Marc Jongen, ein
langjähriger Mitarbeiter des rechten Vordenkers
Peter Sloterdijk, formuliert das Verhältnis seiner

14Aus deren Reihen wiederum teilweise durch Anpassung an den Faschismus auf diese Entwicklung reagiert wird –
siehe z.B. die Positionen Sahra Wagenknechts in der Flüchtlingsfrage.
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Partei zur Gärung in den Massen in reaktionär-
idealistischer Sprache in einem Gespräch mit der
FAZ wie folgt: „Jongen hat nichts gegen die Rau-
heit der AfD-Anhänger gerade im Osten Deutsch-
lands, im Gegenteil. Er würde sich wünschen, dass
es ingesamt rauher, aufgepeitschter zuginge. Denn
die Bundesrepublik, da ist Jongen sicher, leidet an
einer „thymotischen Unterversorgung“, einer Ar-
mut an Zorn und Wut. Thymos ist ein altgrie-
chisches Wort, das in seiner Bedeutung zwischen
Mut, Zorn und Empörung schwankt. Der Begriff
spielt in Jongens Ausführungen über die Philoso-
phie der AfD eine zentrale Rolle. Er nennt den
Thymos eine der drei „Seelenfakultäten“ neben Lo-
gos und Eros, der Vernunft und der Lust. In Eu-
ropa, wo vor allem die Vernunft in Politik und
Philosophie Ansehen genießt, sei der Thymos zu
Unrecht in Verruf geraten, meint Jongen. Weil es
Deutschland an Zorn und Wut fehle, mangele es
unserer Kultur auch an Wehrhaftigkeit gegenüber
anderen Kulturen und Ideologien, etwa dem Isla-
mismus, der eine „hochgepushte thymotische Be-
wegung“ sei. Die AfD unterscheide sich durch ih-
ren positiven Bezug zum Thymos von allen ande-
ren politischen Parteien. Einzig die AfD lege „Wert
darauf, die Thymos-Spannung in unserer Gesell-
schaft wieder zu heben“, sagt Jongen.“15

Wen bekämpfen? Der Wahn
vom Kulturkampf und wo er

herkommt

Die ideologische Vorherrschaft und Verankerung
in den Massen bedeutet für die Imperialisten, die-
se von revolutionären Zielen abzubringen und für
die eigenen Interessen einzuspannen: Das ist vor
allem die Vereinnahmung und Begeisterung für
den Kampf des heimischen Kapitals gegen äußere

Feinde: Neben den imperialistischen Konkurrenten
sind das die tatsächlichen und potentiellen Kolo-
nien und Neokolonien in Europa, dem Mittleren
Osten und anderen Teilen der Welt. Nicht zu ver-
gessen die neue „globale Herausforderung“: Die Be-
wältigung der Flüchtlingsströme aus den Gebieten,
die der Imperialismus mit Elend, Krieg und Terror
überzogen hat. Diese Flüchtlingsströme stellen aus
Sicht der Imperialisten eine schwerwiegende Be-
drohung für die Stabilität in den Metropolen dar
und sind daher ebenfalls als Feinde einzustufen.

Buch des imperialistischen Vordenkers
Huntington

Es ist daher kein Zufall, wenn die Faschis-
ten heute gerade gegen die „Islamisierung“ des
Abendlandes und gegen die Flüchtlinge hetzen.
In einem früheren Artikel dieser Zeitschrift ha-
ben wir bereits darauf hingewiesen, dass die

15„Der Parteiphilosoph der AfD“, veröffentlich auf faz.net am 15.01.16; Im selben Artikel liefert Jongen seine eigene
Formulierung des neurechten „realistischen Menschenbildes“: „Ziel sei eine „neodarwinistische Kulturtheorie“, die nicht
auf eine Abschaffung von Traditionen, sondern auf deren Beibehaltung hinwirkt. Sie bediene sich dabei allerdings der
„avanciertesten Denktechniken“, um dann mit ihnen „gegen die Moderne“ zu denken. Die traditionellen Geschlechterrol-
len zum Beispiel will Jongen so gegen die Anfechtungen des Konstruktivismus abschirmen. Er erkennt zwar an, dass die
Geschlechterrollen bis zu einem gewissen Grad tatsächlich kulturell konstruiert sind, wie von der Gender-Theorie behaup-
tet wird. Für Jongen folgt daraus im Praktischen aber nicht, für Transgender eigene Toiletten einzurichten oder in der
Schule über sexuelle Identitäten zu sprechen. Im Gegenteil. Jongen will (. . . ) die Geschlechterrollen stärker festschreiben,
um sie vor der Bedrohung durch die Gender-Theorie zu schützen. Statt „Gender-Mainstreaming fordert Jongen deshalb
„Erziehung zur Männlichkeit“. Der gesamte „kulturell-religiöse Überbau“ der Gesellschaft soll auf diese Weise geschützt
werden. Die AfD soll die weitere Dekonstruktion von Familie, Volk und Kirche verhindern.“
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Imperialisten schon direkt nach Beseitigung ih-
res früheren Hauptfeindes Sowjetunion 1989/90
mit der ideologischen und propagandistischen
Vorbereitung auf das neue Zeitalter begonnen
haben. Wir haben in diesem Zusammenhang
bereits auf die „Kulturkampf“-These des US-
Geostrategen Samuel Huntington verwiesen: Die
Vorstellung, die Welt des 21. Jahrhunderts sei
vom Kampf zwischen verschiedenen Kulturräumen
(isbs. christlich-jüdischer Westen – Islamische Län-
der – China) geprägt, ist eine modernisierte Form
der Rassenkampf-Ideologie der Alt-Faschisten, bei
der die „Kulturen“ das „Blut“ als klassenübergrei-
fendes einigendes Motiv abgelöst haben – siehe
Jongens Geschwafel vom „Thymos“. Sie ist jedoch
mit der Rassenkampf-Ideologie durchaus kompati-
bel (siehe den „führerlosen Widerstand“ terroristi-
scher Nazi-Netzwerke in der gesamten westlichen
Welt, der sich erklärtermaßen gegen die drohende
„Vernichtung der weißen Rasse“ durch die „brau-
nen und gelben Horden“ richtet). Und sie ist die
Grundlage der politischen Positionen von Pegida
und AfD. Darüber hinaus wird sie von den Vor-
trupps der Imperialisten in den jeweiligen, ver-
schiedenen Kulturräumen – von mordenden Ku-
Klux-Clan-Cops in den USA zu den terroristischen
Nazis à la Breivik und NSU im Westen und dem
IS und Al Quaida im Mittleren Osten – und in Eu-
ropa! - kräftig in die Tat umgesetzt. Man kann vor
diesem Hintergrund so weit gehen, von einer qua-
litativ neuen (da internationalen und permanen-
ten) imperialistischen „Strategie der Spannung“16

zu sprechen, mit der sich die Bourgeoisie in der
heutigen komplexen Widerspruchslage in der Welt
die Kontrolle über die Massen sichert.

„Rechte Alternativen“
international auf dem

Vormarsch

Dass AfD und Pegida keine zufälligen politischen
Erscheinungen sind, die halt rechte politische Posi-
tionen vertreten, sondern das Ergebnis einer stra-

tegischen teilweisen Neuausrichtung des Finanzka-
pitals erklärt sich vor dem Hintergrund veränder-
ter Kräfteverhältnisse zwischen den imperialisti-
schen Ländern – also einer veränderten Weltla-
ge, die insbesondere davon geprägt ist, dass al-
te Bündnisse (NATO, EU) nach Jahrzehnten of-
fen in Frage gestellt werden und dass die faschis-
tischen Kräfte international an Stärke gewinnen,
d.h. von der jeweiligen Bourgeoisie in die entspre-
chende Position gebracht werden: Man betrach-
te die Regierungen mit faschistischer Beteiligung
in Ungarn und Polen, den Aufstieg des (mitt-
lerweile neurechts modernisierten) Front National
in Frankreich, die Tea-Party-Bewegung und den
Wahlkampf von Trump in den USA, sowie die (er-
folgreiche) Kampagne für den Austritt Großbri-
tanniens aus der EU.

Internationale Vorkämpfer des Kulturkriegs:
Marine Le Pen und Donald Trump

Alle Imperialisten bereiten sich darauf vor,
dass – vielleicht mit der nächsten Wirtschaftskrise
– der Kampf um die Neuaufteilung der Welt glo-
bal in eine neue Phase übergeht, in der möglicher-
weise die bisherige Allianz der westlichen Mächte
völlig zerbricht und neue Bündnisse geschmiedet
werden. Da darf natürlich auch Deutschland nicht
unvorbereitet sein!

Es ist daher kein Zufall, dass von Front Na-
tional über die ungarische Regierung bis zur AfD
die faschistischen Kräfte in Europa gute politische
Beziehungen zum russischen Imperialismus unter-
halten, der damit anknüpfend an die Tradition des
Zarismus offenbar bestrebt ist, erneut zu einem

16„Strategie der Spannung“ bezeichnete historisch das Vorgehen der NATO-Stay-Behind-Armeen und des tiefen Staates
in Italien in den 60er bis 80er Jahren, durch Bombenanschläge auf Zivilisten das politische Klima im Land nach rechts,
in Richtung des Rufs nach einem „starken Staat“ zu ziehen. Das Vorgehen wurde auch in Belgien („Brabant-Morde“)
angewandt. Vgl. Ganser, „NATO-Geheimarmeen in Europa“, 2006.

17Zu den Details siehe z.B.: Rote Fahne 10 / 2016
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„Hort der internationalen Reaktion“ zu werden17.
Den politischen Beziehungen liegen natürlich die
entsprechenden Kapitalverflechtungen der jeweili-
gen Bourgeoisien und damit wirtschaftliche Inter-
essen zugrunde.

Kommt jetzt der Faschismus in
Deutschland?

Man muss sich also die Frage stellen: Geht des dem
Finanzkapital in Deutschland jetzt darum, eine fa-
schistische Diktatur in Deutschland zu errichten?
Intuitiv erscheint das wenig wahrscheinlich. Ange-
sichts der Komplexität, mit der sich die kapitalisti-
schen Widersprüche in der heutigen Situation ent-
wickeln, in der es keine starke revolutionäre Bewe-
gung in Europa gibt, sollte man jedoch nichts von
vornherein ausschließen: Man bedenke allein an-
gesichts der aktuellen Ereignisse die Möglichkeit
eines anhand von Rassengrenzen geführten Bür-
gerkriegs in den USA. Könnte sich so etwas nicht
auch in den Vorstädten von Paris, Brüssel oder in
Berlin oder Hamburg entwickeln?18

Doch auch ohne den unmittelbaren Plan des
Kapitals zur Diktatur sollte man sich klarmachen,
welche Funktion eine starke und organisierte fa-
schistische Bewegung als Vortrupp der aggressivs-
ten Teile des Finanzkapitals schon im Rahmen
einer bürgerlichen Demokratie hat. Da wir den-
ken, dass hinsichtlich dieser Fragestellung das Rad
nicht neu erfunden zu werden braucht, zitieren wir
das in den 1980er Jahren erschienene Standard-
werk „Faschismus und Neofaschismus“ (Opitz) zu
dieser Frage:

„Faschistische Bewegungen, Gruppierungen,
Vereinigungen etc. sind demnach aber in nicht
faschistisch regierten Gesellschaften solche, die in
der Bevölkerung Anhängerschaft für den Übergang
zur faschistischen Diktatur sammeln – und dies
notwendig stets in demagogischer Form. Denn die
Sammlung kann nur unter Systemunzufriedenen

erfolgen; diese jedoch sind, da das bestehende po-
litische System ein monopolkapitalistisches (. . . )
ist, mit der Herrschaft eben gerade des Mono-
polkapitals unzufrieden und gegen sie eingenom-
men. Die Gefolgschaftswerbung für den Übergang
gar zu dessen terroristischer Diktatur muss da-
her notwendigerweise ausschließlich unter einem
demagogischen Schwindeletikett – auf dem zumeist
das Wort „Volk“ aufgraviert ist – erfolgen. (. . . )
Derartigen Bewegungen aber kommt nun in allen
monopolkapitalistischen Gesellschaften auch schon
zu Zeiten, in denen sich die vom Monopolkapital
als sicherste Herrschaftsform bevorzugte „friedli-
che“ Volksintegration in dessen jeweiligen politi-
schen Herrschaftswillen zufriedenstellend vollzieht
und es keiner faschistischen Diktatur bedarf, eine
Reihe ihm nützlicher und aus seiner Sicht gera-
dezu system-unentbehrlicher Funktionen zu, wor-
aus sich ihre erstaunlich schonsame Behandlung
in allen parlamentarisch regierten monopolkapita-
listischen Demokratien erklärt. Diese Funktionen
lassen sich, ohne Anspruch auf Vollständigkeit,
auf folgende Punkte bringen:
- Die Auffangfunktion bzw. die Funktion der Ab-
leitung und Umfunktionierung von Protestpoten-
tialen (Sammlung der von den monopolkapitalisti-
schen parlamentarischen Parteien sich abkehren-
den und vom systemkonformen politischen Integra-
tionsmechanismus des „Regierungs-Oppositions“-
Spiels nicht mehr einzufangenden, daher aber zur
politischen Systemgefahr werdenden, ja des Über-
ganges zur politischen Linken nunmehr potentiell
fähigen Bevölkerungsschichten. Abfangen dieser
Potentiale in einer den Zorn auf die politischen
Gegner des Monopolkapitals zurücklenkenden und
ihn gegen sie aufreizenden, den Ruf nach ihrer ge-
waltsamen Unterdrückung und Zerschlagung we-
ckenden aktivistischen Organisation. Besonders
gefragt und aktuell in ökonomischen Krisenzei-
ten).
- Die Barometerfunktion (Ablesbarkeit, inwieweit
sich aus innenpolitischen Desintegrationsprozessen

18Mindestens für Frankreich wird nach der Serie von terroristischen Anschlägen des IS davon ausgegangen, dass dieser
Fall früher oder später eintreten wird: „Einer These lohnt es nachzugehen: Frankreich ist ein gesuchtes Ziel, weil die Ge-
sellschaft fragiler ist als andere in Europa. Der Chef des Inlandsgeheimdienstes DGSI, Patrick Calvar, warnte bei einer
Senatsanhörung: „Wir stehen am Rande eines Bürgerkriegs.“ Bewaffnete Rechtsradikale könnten bald aus Rache gegen
alle Muslime losschlagen. Das ist genau das Szenario der Dschihadisten. Bereits vor Jahren haben die Chefideologen
von al-Qaida es beschrieben: Eine Kette von Anschlägen soll die Nicht-Muslime in Europa provozieren. Reagieren die
mit blinder Gewalt gegen alles, was nach Islam, Araber, Maghrebiner aussieht, ist das Ziel erreicht: ein Bürgerkrieg.“
(Handelsblatt v. 29.07.16)
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eine tragfähige antiparlamentarische Massenbasis
entwickelt bzw. entwickeln lässt)
- Die Alibifunktion für reaktionäre Regierungspo-
litik (Berufungsmöglichkeit der Regierungen auf
Forderungen in der „Öffentlichkeit“; Vorbereitung
reaktionärer Regierungsschritte, die zunächst nicht
ohne Risiko großer Wählerverluste durchführbar
wären, durch die Öffentlichkeitsarbeit der neofa-
schistischen Gruppen – Eingewöhnung der Öffent-
lichkeit in „unpopuläre“ Forderungen, bis sie auch
von der Regierung geäußert und schließlich reali-
siert werden können . . . )
- Die aktive Antreiberfunktion in der Rechtsent-
wicklung (wachsende Erfolge in der Wahrnehmung
der Auffangfunktion versetzen den Neofaschismus
gegenüber den regierenden parlamentarischen Par-
teien regelmäßig in die Lage, sie nunmehr unter
„Massendruck“ und unter der Drohung, weitere
Wählerschichten von ihnen abzuziehen, zu immer
schärferem Rechtskurs zu drängen. Das heißt, die
reaktionärsten Teile des Monopolkapitals können
nunmehr über ein faschistisches Massenpotenti-
al Druck auf die gemäßigteren Kapitalfraktionen
ausüben. Eskalationseffekt von Rechtsverschiebung
der Regierungspolitik und wachsendem faschisti-
schen Druckpotential)
- Die langfristige ideologische Umorien-
tierungsfunktion (kontinuierliche Arbeit für
einen ideologisch-kulturellen Klimaumschwung;
„Geschichtsbild“-Revision, Irrationalismuspropa-
ganda bzw. antirationale „Kulturrevolution“)
- Die terroristische Einschüchterungs- und
Hilfspolizei-Funktion gegenüber demokratischen
Bewegungen (. . . )
- Die Destabilisierungsfunktion (in Phasen, in de-
nen Teile des Monopolkapitals akut auf den Über-
gang zur faschistischen Diktatur drängen, organi-
sierte Förderung des Eindrucks der „Unregierbar-
keit“ der Gesellschaft in den herrschenden Kreisen
und in der nach Ruhe sich sehnenden Bevölkerung
durch eine Strategie schreckenerregenden, unge-
zielten Terrors. Beispiele: (. . . ) die Türkei vor
der faschistischen Machtübernahme)
- Die Straßenkampf- und Bürgerkriegsfunktion (je-
weils in Ländern sich aktualisierend, in denen die
innenpolitische Klassenkampfsituation der Ent-
scheidung zudrängt).“19

Die Offensive der Faschisten in den Medien, auf
der Straße und über die AfD im Parlament ist da-
von begleitet, dass Teile ihres terroristischen Flü-
gels schon heute damit beginnen, die Säuberung
des Staatsapparats von den „rot-grün versifften“
Elementen in die Praxis umzusetzen und anknüp-
fend an die faschistische Praxis der 1920er Jahre
Vertreter des Staates anzugreifen: siehe den Mord-
versuch eines Ex-FAPlers an der Kölner Oberbür-
germeisterin Reker oder die Morddrohungen gegen
Justizminister Maas usw. Es liegt in der Traditi-
on des Finanzkapitals, innere Widersprüche auch
– wenn nötig – gewaltsam auszutragen.

Fackelübergabe?

Über linke Fehleinschätzungen

Wir haben in diesem Artikel den Versuch unter-
nommen, die AfD als politische Erscheinung in
den Gesamtzusammenhang des Klassenkriegs in
Deutschland und international einzuordnen. Wenn
wir sie als faschistische Partei qualifizieren, dann
nicht in erster Linie deshalb, weil wir ihr Pro-
gramm durchgehen und das, was dort steht, hin-
sichtlich seines reaktionären Gehalts messen –
auch wenn das bereits ein erkenntnisreiches Unter-
fangen wäre, da das kürzlich beschlossene Grund-
satzprogramm der AfD klar gegen den Islam hetzt
und eine wirtschaftspolitische Agenda à la „Agen-
da 2010 – ultra“ für das deutsche Kapital vor-
schlägt.

Entscheidend ist für uns vielmehr, zu analy-
sieren, im Interesse welcher klassenmäßigen Kräf-
te die Positionierung der AfD in der BRD-
Parteienlandschaft ist, in welcher Tradition sie
steht und in welche Richtung ihr Wirken geht.

19Opitz, S. 240 ff.
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Eine solche Einordnung vermissen wir bislang
bei anderen Kräften der antifaschistischen Linken.
Zwar weist die „Rote Fahne“ in ihrer Ausgabe vom
13. Mai nach, dass die AfD fortschrittsfeindlich,
unternehmerfreundlich, frauenfeindlich, rassistisch
und auf vielerlei Art mit dem militanten Faschis-
mus verbunden ist20. Um die Einschätzung „Die
AfD ist eine faschistische Partei“ drückt sie sich
jedoch leider herum und spricht stattdessen etwas
zurückhaltender von „faschistoid“ und „ultrareak-
tionär“.

Viel schwerwiegender finden wir es jedoch,
wenn in den Reihen der Antifa-Bewegung da-
von gesprochen wird, die AfD sei eine Partei des
Kleinbürgertums, eine „Anti-Eliten-Partei“ o.ä.
So vertritt es z.B. der Kölner Antifa-AK in ei-
nem Artikel im Neuen Deutschland21. Dass der
durchschnittliche Pegida-Demonstrant oder AfD-
Anhänger männlich, Mitte 40 und kleinbürgerlich
ist (wofür verschiedene Statistiken sprechen), sagt
nichts darüber aus, welche Klasse die AfD führt.
Die AfD ist ebensowenig eine Partei des Klein-
bürgertums, wie die NSDAP eine war. Das Label
„Anti-Eliten-Partei“ hat gerade die Elite – das Fi-
nanzkapital – ihr verpasst, um die unterdrückten
Schichten der Bevölkerung anzusprechen. Wer die
AfD als „Anti-Eliten-Partei“ bezeichnet, fällt auf
diesen Etikettenschwindel herein und spielt ihr da-
mit gerade in die Hände.

Zuletzt noch einige Bemerkungen zum moder-
nen Wortungetüm des „Populismus“: Der Begriff
suggeriert, dass populistische Politiker solche sind,
die „dem Volk aufs Maul schauen“ und mit plum-
pen Parolen, auf die das Volk hereinfällt, auf Stim-
menfang gehen.

Dass die unterdrückten Schichten mit den Mit-
teln der Demagogie für imperialistische Zwecke

eingefangen werden sollen, ist zweifellos richtig.
Der Begriff des „Populismus“ suggeriert jedoch,
die entsprechenden Stimmungen, die AfD und Co.
aufgreifen, wären die spontanen Stimmungen der
Massen, wozu zweierlei zu sagen ist:

Erstens ist das falsch. Ebenso wie lange vor
dem Ersten Weltkrieg die „völkische Ideologie“, die
spätere Ideologie des Hitlerfaschismus, vom Fi-
nanzkapital direkt organisiert durch Propaganda-
vereine wie den „Alldeutschen Verband“ mit viel-
fältigen Mitteln in die deutsche Bevölkerung ge-
tragen worden ist22 – die Vorbereitungsarbeit für
den Faschismus, die Hetze gegen das Judentum al-
so schon Jahrzehnte vor 1933 begonnen hatte –
wurde auch die moderne Form desselben Inhalts,
die Ideologie der Neuen Rechten und der Wahn
vom Kulturkampf seit Jahrzehnten organisiert von
oben in die deutsche Bevölkerung getragen23. Hier
geschieht nichts spontan.

Zweitens würde daraus folgen, die Bevölkerung
wäre für sich genommen unberechenbar und die
Eliten des Monopolkapitals und seiner Parteien,
die Bürokratie in Berlin und Brüssel, müssten das
Heft fest in der Hand behalten, damit sich kein Fa-
schismus in Europa breit macht. Und genau hier
spielen sich die etablierten Parteien des Monopol-
kapitals und die Faschisten den Ball zu, gehen letz-
tere doch gerade mit der Hetze gegen „die da oben“
auf Stimmenfang, fordern mehr direkte Demokra-
tie usw.

Dieses Spiel zu entlarven, nicht darauf reinzu-
fallen und eine wirksame Gegenstrategie zu entwi-
ckeln, um nicht nur eine diffus-linke, sondern eine
revolutionäre Hegemonie im Bewusstsein der Mas-
sen zu etablieren, ist unsere Aufgabe. Wir werden
dazu in einer unserer nächsten Ausgaben ein Stra-
tegiepapier zur Diskussion stellen.

20Rote Fahne, ebd.
21„Die Auseinandersetzung suchen“, Neues Deutschland vom 26.07.16
22Siehe „Pegida, Hogesa und die Perspektiven des prol. Antifaschismus“, www.komaufbau.org, oder: Kuczynski, „Stu-

dien, Band 2: Propagandaorganisationen des Monopolkapitals“
23Und zwar gerade, um die Bevölkerung auch auf solche Entwicklungen wie die Flüchtlingsbewegung der letzten Jahre

vorzubereiten!
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1. Mai in Köln – wie die Konterrevolution
Massenarbeit treibt

Links: Nagelbombenanschlag in der Keupstraße, Rechts: Protest gegen türkische Faschisten

Die folgenden Seiten wollen wir nutzen, um
euch anhand der revolutionären Vorabenddemons-
tration zum 1. Mai in Köln, an der sich unsere Or-
ganisation beteiligt hat, Einblicke in unsere Praxis
zu geben und einige allgemeine Schlussfolgerungen
vorzustellen, die wir aus dieser Erfahrung gezogen
haben. Auch wenn wir bei der Darstellung des Ab-
laufs teilweise aus Bündnisperspketive berichten,
stellt die nachfolgende Einschätzung ausschließlich
unsere Position als ’Kommunistischer Aufbau’ dar.

Wie bereits kurz nach dem 1. Mai in einer klei-
neren Erklärung unserer Organisation im Internet
zu lesen war: Am 30. April haben in Köln Revolu-
tionäre und Konterrevolution nicht um die Straße
gekämpft, sondern vielmehr um die Massen und
die Stimmung in den Massen. Das ist umso be-
merkenswerter, als wir am gleichen Tag und am
1. Mai durchaus auch sehr konkrete „militärische“
Auseinandersetzungen in Deutschland beobachten
konnten: bspw. Proteste gegen den AfD-Parteitag
in Stuttgart oder 1. Mai in Hamburg (sowohl mit

einem Überfall auf DHKP-C SympathisantInnen
auf der DGB-Demo als auch am Abend bei der
revolutionären 1. Mai Demonstration).

Wir sehen diesen Artikel deshalb auch als Wei-
terführung der Diskussion um hybride Kriegsfüh-
rung, zu der in Kommunismus Ausgabe 3 ein Ar-
tikel24 erschienen ist. Der revolutionäre Kampf ist
sehr vielseitig und hat keinesfalls nur eine militä-
rische Ebene. Die deutsche Konterrevolution hat
das seit langem erkannt, was auch im diesjährigen
Vorgehen am 1. Mai zum Ausdruck gekommen ist,
das bei vergleichbarer Ausgangslage taktisch wie
operativ-strategisch extrem unterschiedlich ausge-
sehen hat und offensichtlich einer übergeordneten
politischen Gesamtstrategie folgte. In Städten wie
Nürnberg oder Berlin wurde oberflächlich betrach-
tet auf Deeskalation gesetzt und den Revolutio-
nären Raum gegeben. In Hamburg wurde am Vor-
abend einer revolutionären Demo aus dem auto-
nomen Spektrum trotz massiver Angriffe auf ka-
pitalistisches Eigentum völlig freie Hand gelassen,

24Sun Tsu besucht Garmisch – Hybride Kriegsführung im 21. Jahrhundert, Kommunismus Ausgabe 3, zu finden auf
komaufbau.org
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während am 1. Mai selbst die revolutionäre „rote“
1. Mai Demonstration abends nach vergleichsweise
deutlich „geringeren Straftaten“ entschieden aufge-
löst wurde. In Köln am Vorabend stand wiederum
ein ganz anderes Vorgehen im Zentrum, nämlich
politisch zersetzend zu wirken und einen Keil zwi-
schen Massen und Revolutionäre zu treiben.

Die Vorbereitung des
revolutionären Vorabends

Zu Beginn einige einleitende Worte zur Keupstra-
ße, der Umgebung, in der unsere Aktion am Vor-
abend stattfand. Die Keupstraße ist zentral im
Kölner Stadtteil Mülheim gelegen und dafür be-
kannt, dass viele migrantische – vor allem türki-
sche und kurdische – Kleinunternehmer dort ihre
Geschäfte haben. Im Jahr 2004 wurde die Stra-
ße zum Ziel eines faschistischen Nagelbombenan-
schlags, der heute dem NSU zugerechnet wird. So
wie bei praktisch allen Opfern des NSU prägte jah-
relang nicht nur die Erinnerung an den nicht aufge-
klärten Anschlag, sondern auch die Beschuldigung
der AnwohnerInnen als Terroristen und Kriminelle
die Stimmung auf der Straße. Die Kleinunterneh-
mer der Keupstraße haben sich in einem Verein
organisiert – der Interessensgemeinschaft Keups-
traße (IG Keupstraße). Gemeinsam mit Teilen der
Kölner politischen Widerstandsbewegung bis hin
zu den Parteien der Sozialdemokratie bilden sie
im Bündnis „Keupstraße ist Überall!“ einen wich-
tigen Teil der NSU-Opfer, die weiterhin politisch
öffentlich in Erscheinung treten. Wir werden spä-
ter auf diese Strukturen und ihre Rolle zurück-
kommen. Das regionale Bündnis für die Organi-
sierung der revolutionären Vorabenddemonstrati-
on in Köln hatte sich etwa zwei Monate vor dem 1.
Mai für eine Demonstration in Mülheim entschie-
den; unter anderem wegen der Möglichkeit, die
Keupstraße in die Route einzubauen und dort den
Opfern des Faschismus zu gedenken. Ansonsten
müssen wir uns zu dieser Phase der Vorbereitung
vor allem selbstkritisch äußern, denn wie es leider
oft der Fall ist, entsprachen die Taten der Revo-
lutionäre nicht ihren Ansprüchen. Unsere Massen-
arbeit im Vorfeld in Mülheim war sehr schwach

ausgeprägt. Das gilt insbesondere für die Keups-
traße. Unser Bündnis ist nicht nur – wie es spä-
ter eingefordert wurde – nicht auf die fortschrittli-
che, anti-rassistische Bündnisstruktur „Keupstra-
ße ist überall!“ zugegangen. Wir haben es vor al-
lem unterlassen, im ausreichenden Maße zu den
Menschen, die in der Keupstraße leben und ar-
beiten, direkt Kontakt aufzunehmen. Der Staat
dagegen ist ganz anders vorgegangen. Basierend
auf einer korrekten Einschätzung der politischen
Verhältnisse in der Keupstraße hat er eine Gegen-
strategie entwickelt und diese Schritt für Schritt
umgesetzt. Das Hauptziel war dabei, die Anwoh-
nerInnen der Keupstraße gegen uns Revolutionäre
aufzubringen. Zunutze gemacht hat sich der Staat
– vertreten durch die Polizei – hierbei zwei Fakto-
ren: Das Netzwerk von Kleinladenbesitzern prägt
politisch die Stimmung auf der Keupstraße und
konnte von ihnen als Multiplikatorennetzwerk ge-
nutzt werden. Zweitens war 20 Tage zuvor - bei
einer Demonstration türkischer Faschisten - ei-
ner von ihnen mitten in der Keupstraße verprü-
gelt worden. Die Faschisten riefen daraufhin zu ei-
nem Boykott gegen die Geschäfte in der Keups-
traße auf, angeblich aus Empörung darüber, dass
niemand eingeschritten sei. Dieser Boykott zeigte
nach Angaben der Kleinunternehmer tatsächlich
Wirkung und drückte den Umsatz. Diese ohnehin
angespannte Stimmung heizte die Polizei zusätz-
lich an, in dem sie in den zwei Wochen vor der De-
monstration im stetig steigenden Maße eine Angst-
kampagne gegen die Demonstration auf der Keu-
pstraße führte. Im Nachhinein haben wir gehört,
dass im Vorfeld der Demonstration unter anderem
das Gerücht gestreut wurde, eine Demonstration
mit mehreren tausend kurdischen AktivistInnen
wolle durch die Keupstraße ziehen und den Ge-
schäftsinhabern nahe gelegt wurde, diese für die
Zeit der Demonstration zu schließen. Die Sorge
vor weiteren Umsatzeinbußen aufgrund eines eska-
lierenden politischen Konflikts ließ insgesamt eine
Anti-Stimmung vor der Demonstration entstehen.
Das oben erwähnte Bündnis „Keupstraße ist über-
all!“, in dem eben auch Vertreter der Keupstraßen-
Kleinunternehmer mitarbeiten, trat daraufhin auf
den Plan und versuchte durch öffentliche Erklä-
rungen25 und Kontakte innerhalb der linken Szene

25http://keupstrasse-ist-ueberall.de/30-04-2016-erklaerung-keine-demo-durch-die-keupstrasse/
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Kölns Druck auf unser Bündnis auszuüben, die De-
monstration abzusagen bzw. nicht durch die Keu-
pstraße zu gehen. Nach Veröffentlichung dieser Er-
klärung einen Tag vor der Demonstration berie-
ten sich einige GenossInnen aus dem Bündnis kurz
und kamen zur Einschätzung, die wir auch heute
noch teilen, dass die wesentliche Seite dieser Ent-
wicklungen das gezielte Schüren von Stimmungen
und Ausnutzen der ökonomischen Interessen der
Kleineigentümer durch den Staat ist. Die Demo
jetzt kurzfristig abzusagen oder nicht wie geplant
durchzuführen, würde – auch bei Berücksichtigung
der zuvor gemachten Fehler - einen Rückzug ohne
Gegenstrategie bedeuten.

Revolutionäre Vorabenddemonstration in Köln

Der Tag der Demonstration

Mittlerweile unter großem Zeitdruck haben wir uns
also entschieden, die Aktion wie geplant durch-
zuführen, aber die zersetzende Arbeit des Staats
nicht unerwidert zu lassen. Somit wurden noch am
Tag der Demonstration einige Stunden vor Beginn
Flugblätter auf der Keusptraße verteilt, in denen
wir unter anderem aufgriffen, dass die Polizei mit-
tags begonnen hatte, sämtliche Autos auf der Keu-
pstraße abzuschleppen, was wiederum von uns nur
auf einem letzten Spaziergang auf der Route ent-
deckt wurde. Unter anderem haben wir darin fol-
gendes geschrieben:

„[...]Die Bewohnerinnen und Bewohner der
Keupstraße wurden nach dem Bombenanschlag im
Juni 2004 jahrelang kriminalisiert, sie wurden vom
Staat beschuldigt hinter der Bombe zu stecken.
Während der gleiche Staat die Nazi-Terroristen
mit Geld, Waffen und gefälschten Papieren ver-
sorgt hat. Der NSU war keine verrückt gewordene
Truppe von Nazi-Jugendlichen, hinter dem NSU

stand und steht der tiefe Staat in Deutschland. Der
Staat, der versprochen hat, die Hintermänner ans
Licht zu bringen, aber nichts getan hat. Der Staat,
der noch heute Zeugen aus dem Weg räumt und sie
mit inszenierten Unfällen zum Schweigen bringt.

Der gleiche Staat behandelt nun uns und unse-
re Demonstration wie Verbrecher. Die Polizei hat
entschieden, zwei Wasserwerfer einzusetzen, gegen
eine Demonstration von etwa 100 Personen. Die
Polizei hat entschieden, Autos auf der Keupstraße
abzuschleppen, weil das angeblich für die Demons-
tration notwendig wäre.

Niemand hat sie darum gebeten. Wir wissen,
ebenso gut wie die Polizei: Wir sind Revolutionäre,
wir sind Kommunisten, wir kommen um gemein-
sam zu kämpfen, nicht um eure Autos zu zerstören.
Ihr Ziel ist es die Opfer des Faschismus und ihre
Unterstützer gegeneinander aufzubringen.“

Die Demonstration selbst stellte erstmal einen
Erfolg dar, mit 200 kamen etwa doppelt so viele
GenossInnen wie im Vorjahr zusammen. Die De-
mo war lautstark, entschlossen und kämpferisch
und auf großen Teil der Route gab es viel Zu-
spruch von den umstehenden Menschen. Anders
aber in der Keupstraße: Hier wirkte sich die ge-
zielte „Vorarbeit“ des Staats auch stimmungsmä-
ßig sehr stark aus und ehrlicherweise müssen wir
sagen, dass uns von der Mehrheit der Zuschau-
er Misstrauen entgegenschlug. Wir wollen aber er-
wähnen, dass wir selbst unter diesen Bedingungen
auch in der Keupstraße noch einiges an Zustim-
mung bekamen. Die Polizei hatte nicht nur Autos
abgeschleppt, sondern auch den Tag damit ver-
bracht, Straßensperren rings um die Keupstraße
aufzubauen. Kurz vor der Demonstration wurde
nochmal allen Ladenbesitzern ausdrücklich nahe
gelegt, ihre Läden jetzt zu schließen. Wir konn-
ten beobachten, dass eine migrantische Kontakt-
polizistin, die vor der Demonstration lief, offen-
bar einen guten Teil der AnwohnerInnen persön-
lich kannte und begrüßte. Auch das offenbar ein
Element der staatlichen „Massenarbeit“. Die De-
monstration konnte von uns dennoch ohne größere
Zwischenfälle zu Ende geführt werden. Die für 100
angemeldete TeilnehmerInnen aufgefahrenen zwei
Wasserwerfer und Pferdestaffeln der Polizei wur-
den nicht eingesetzt und blieben Requisiten, um
das Bürgerkriegsszenario komplett zu machen.
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Unsere Nachbereitung und
warum Politik auf der

Keupstraße doch akzeptiert
wird

Die Schlagzeile der Lokalzeitung „Express“ am
nächsten Tag „ Kurdendemo entpuppt sich als Pro-
test gegen Kapitalismus“26 fasst sehr schön zusam-
men wie effektiv die Polizei, um ihre Ziele zu er-
reichen, nicht nur die Menschen in Köln-Mülheim,
sondern auch die Journalisten an der Nase herum
geführt hatte. Ganz abgesehen davon, dass es dar-
um ging möglichst große Angst zu schüren, enthält
das Vorgehen der Polizei auch die Seite, eine revo-
lutionär kommunistische Demo zu entpolitisieren,
in dem sie auf einen Teilaspekt reduziert wird.

Das Bündnis hat auch nach der Demonstration
noch den Kontakt zu den Menschen auf der Keu-
pstraße gesucht. Dabei konnten wir noch einiges in
Erfahrung bringen, was vorherige Annahmen be-
stätigte.

Meral Şahin aus der Keupstraße und Gauck bei
Birlikte

So formulierten hier einige Kleinunternehme-
rInnen klipp und klar, dass sie mit den Zielen un-
serer Demonstration zwar persönlich sympathisie-
ren würden, aber für sie eben Umsatzeinbußen ei-
ne existenzielle Frage seien und sie sich deswegen
gegen die Demonstration ausgesprochen hätten.

Viele andere freuten sich darüber, dass wir uns
im Nachhinein blicken ließen und erkannten allein
schon diesen Schritt mutig und aufrichtig, vor al-
lem aber machte sich bei ihnen im Nachhinein das

Gefühl breit vom Staat (mal wieder) hintergangen
worden zu sein, wo sich doch die ganze Aufregung
aus ihrer Sicht als reichlich aufgebauscht rausstell-
te.

Diejenigen VertreterInnen der IG Keupstra-
ße, die zuvor in Versammlungen unkritisch die
Behauptungen der Polizei weitergegeben hatten,
mussten sich wohl einige Kritik anhören. Auch hier
müssen wir wieder sagen, dass diese politische An-
griffsfläche, die sich aus dem staatlichen Vorgehen
im Nachhinein ergeben hat, von uns zwar erkannt
wurde, aber ebenfalls nicht ausreichend ausgenutzt
wurde.

Jedoch, trotz unterschiedlicher Nuancen müs-
sen wir schon feststellen, dass der großen Mehrheit
der UnternehmerInnen der Keupstraße ein ruhiger
Verkaufstag ohne Politik lieber gewesen wäre als
unsere Demonstration.

Einen politischen Ausdruck findet das in
der Argumentation des „Keupstraße ist überall!“
Bündnisses im Nachhinein. Unter anderem wur-
de GenossInnen aus unserem Bündnis vorgehalten,
die jahrelange Arbeit des Bündnisses zunichte zu
machen, weil wir den türkisch-kurdischen Konflikt
nach Deutschland tragen würden, wo er nichts zu
suchen habe.

Es ist aber so, dass nur einen Monat später mit
großem Getöse sehr deutlich gemacht wurde, dass
Politik durchaus auf der Keupstraße willkommen
ist, nur eben keine revolutionäre Politik. Das Bir-
likte Festival wurde zum wiederholten Male am 5.
Juni mitten in Mülheim veranstaltet. Dabei han-
delt es sich um ein von diversen sozialdemokrati-
schen Institutionen, der Stadt Köln und eben ei-
nigen Aktivisten aus den Reihen der AnwohnerIn-
nen auf der Keusptraße getragenes Event, das sich
offiziell gegen den wachsenden Rassismus wenden
soll. Initiiert wurde es zum ersten Mal nach dem
Auffliegen des NSU. Als Repräsentanten der Keu-
pstraßenbewohnerInnen trat dabei die IG Keups-
traße auf.

Unter anderem versuchte ihre Vorsitzende Me-
ral Şahin mit der denkwürdigen Behauptung, die
Menschen wollten wissen, was die AfD gegen sie
habe, gegen den Protest von AntifaschistInnen
durchzusetzen, dass die AfD im Rahmen dieses
Events auf einem Podium sprechen könnte – er-

26http://www.express.de/koeln/fast-nur-deutsche-dabei-kurden-demo-entpuppt-sich-als-protest-gegen-kapitalismus-
23984788
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freulicherweise erfolglos. Diesmal nun fühlte sich
auch der gewissermaßen linke Flügel der IG Keups-
traße als Teil des Bündnisses „Keupstraße ist über-
all!“ übergangen und erhob öffentlich Protest.27

Fast noch interessanter als diese Episode ist
aber, dass die IG Keupstraße gemeinsam mit an-
deren türkischen Verbänden eine Protestnote ge-
gen die Anerkennung des Völkermords an den Ar-
meniern beschloss unter anderem gemeinsam mit
„Dein Köln e.V.“, die kurzerhand gleich Outings
von Mitgliedern der Armenischen Gemeinde nach-
schoben.28

Wir denken, es ist notwendig, diese Beispie-
le als Anstoß zu nehmen, um endlich anzuerken-
nen, dass „Migrant“ nicht gleichbedeutend mit „an-
tifaschistisch“ oder gar „fortschrittlich“ ist. Ganz
im Gegenteil müssen wir wohl der bitteren Tat-
sache ins Auge sehen, dass wir auch in diesem
Teil der Massen mit der Konterrevolution kon-
frontiert sind, die hier neben den herkömmlichen
„deutschen“ Mitteln eben auch noch zusätzlich auf
AKP-Massenorganisationen und ähnliches zählen
kann.

Schlussfolgerungen

Die Erfahrung in diesen Tagen hat uns nochmal
deutlich vor Augen geführt, dass kommunistische
Politik sehr schnell viel komplexer werden kann,
als man annehmen mag und sich der Staat selbst
bei vermeintlich relativ kleinen Aktionen nicht zu
schade ist, auch kreative Strategien zu entwickeln,
um die Vereinigung der Revolutionären mit den
Massen zu verhindern. In einem recht schnellen
Zeitraum waren wir ständig gefordert, die Situati-
on zu erfassen und schnell zu reagieren. Wir wür-
den nicht behaupten, dass wir dabei alles richtig
gemacht haben, ganz im Gegenteil, wir sehen vie-
le Punkte in unserem Vorgehen sehr selbstkritisch.
Trotzdem ist es unserer Meinung nach richtig, dass
wir reagiert haben und nicht einfach aufgegeben

haben, in einem ungleichen Kampf mit Polizei, tür-
kischen Faschisten und angeblich „politisch neutra-
len“ Interessensgemeinschaften.

Aktion von "Keupstraße ist überall!"

Unsere Auswertung sollte nicht so missver-
standen werden, dass wir uns moralisch empö-
ren wollen darüber, dass KleinbürgerInnen ihrem
Privatinteresse den Vorrang vor der Politik geben
oder dass wir gegenüber der übermächtigen Propa-
gandamaschinerie des Feindes resigniert aufgeben
müssten. Im Gegenteil: Wir haben nur ein weite-
res mal erlebt, dass uns als KommunistInnen heu-
te eben in allen Teilen der Massen viel Widerstand
entgegenschlägt.

Wir waren in diesen Tagen praktisch mit der
Frage konfrontiert, wie wir mit diesem Widerstand
umgehen können? Demonstrieren wir nur dort, wo
wir sicher sind, dass die Massen sich darüber freu-
en und uns begrüßen? Überspitzt gesagt, könnten
wir dann wohl nirgendwo mehr demonstrieren.

Haben die direkt Betroffenen von faschisti-
schem Terror das Definitionsrecht darüber, wann,
wie und von wem an die Opfer gedacht wird? Oder
wäre es nicht richtiger sie davon zu überzeugen,
dass letztlich wir alle kämpferische ArbeiterInnen,
KommunistInnen, MigrantInnen, Frauen, Homo-
sexuelle usw. vom Faschismus „betroffen“ sind und
somit ein gemeinsamer Kampf gegen eben diesen
Faschismus in allen Formen, Farben und Nationa-
litäten der einzige Ausweg ist?

27http://keupstrasse-ist-ueberall.de/stellungnahme-afd-vertreter-als-podiumsgast-auf-dem-birlikte-fest/
28http://www.ksta.de/koeln/armenien-resolution-politische-gruppe–dein-koeln–wegen-hetze-angezeigt-24193896
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Mitten in Deutschland: NSU - (K)eine
Filmkritik

Links: Nazidarsteller, Rechts: Nazi-Demo im Film

Anfang April lief zur besten Sendezeit der
mit großem Aufwand produzierte ARD-Dreiteiler
„Mitten in Deutschland: NSU“ im Fernsehen. Auch
wenn der Vergleich zum „Tatort“ öfters gezo-
gen wurde und Krimi-Elemente verwendet wer-
den, handelt es sich dabei weder um einen Kri-
mi noch im klassischen Sinne um eine Trilogie,
d.h. eine Fortsetzung der erzählten Geschichte
in drei abendfüllenden Spielfilmen. Ähnlich wie
bei Wolfgang Schorlau’s literarischem Gegenstück
„Die Schützende Hand – Denglers achter Fall“, wel-
ches mit der selten gelungen Mischung zwischen
dokumentarischem Sachbuch und Krimi beinahe
ein neues Genre schafft, wird in dem Film neben
der Berücksichtigung von einigen politischen Vor-
gaben gerade so viel verfremdet, dass die Persön-
lichkeitsrechte von Beteiligten durch einige fiktio-
nale Elemente gewahrt bleiben. Mitten in Deutsch-
land erzählt also die Realität; natürlich die poli-
tisch gewollte des deutschen Imperialismus, und
die weist bekanntlich im Fall des NSU von einigen
unbedeutenden Details abgesehen keinerlei Über-
einstimmung mit der Wahrheit auf. Die drei Teile

wollen den ZuschauerInnen unterschiedliche Sicht-
weisen nahe bringen. Der Stoff des NSU wird da-
her aus drei Perspektiven erzählt. Es beginnt mit
„Die Täter – Heute ist nicht alle Tage“ vom Re-
gisseur Christian Schwochow, dem – sprechen wir
es doch einfach mal auf den Punkt gebracht aus –
vermutlich besten jugendfreien Rekrutierungsfilm
für faschistische Paramilitärs, der jemals gedreht
wurde. Der zweite Teil „Die Opfer – Vergesst mich
nicht“ von Regisseur Züli Aladag bildet den Ge-
genpol zur offenen faschistischen Propaganda der
netten ’Taten statt Worte’-Kameraden von neben-
an im 1. Teil. In Anlehnung an Buch „Schmerzli-
che Heimat“ von Semiya Şimsek, der Tochter des
ersten Opfers der NSU-Mordserie Enver Şimsek in
Nürnberg, wird mit viel Empathie die Geschich-
te der vom deutschen Imperialismus elf Jahre lang
terrorisierten Familie Şimsek erzählt. Bewusst soll
so der Stimme der Opfer, die in der Realität nicht
gehört wurden und im Imperialismus niemals ge-
hört werden, Platz gegeben und ein Publikum ver-
schafft werden. Der dritte Teil „Die Ermittler –
Nur für den Dienstgebrauch“ von Regisseur Flo-
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rian Cossen liefert dann sozusagen die politische
Einordnung mit einem grandiosen Finale: Der end-
lich zum Reden bereite, im Zeugenschutz auf ei-
nem abgelegenen Bauernhof lebende V-Mann Co-
relli, wird vor den Augen des hilflos über den Acker
rennenden ehrlichen Ermittlers liquidiert. Der tie-
fe Staat hat gesiegt – ganz wie im echten Leben.

Wir sind keine Feuilletonisten und wollen kei-
ne Filmkritik schreiben. In der ’Trotz Alledem’
Nummer 72 vom Mai 2016 haben die GenossIn-
nen der ’Bolschewistischen Initiative’ (BI) eine sol-
che Filmkritik geschrieben, in der sie auch auf
den inhaltlich deutlich empfehlenswerteren Kino-
film „Der Kuaför aus der Keupstrasse“29 eingehen.
Die drei Teile von „Mitten in Deutschland: NSU“
sind professionell gemachte und im Hinblick auf
die Zielgruppe – das Massenpublikum – sehr gu-
te Filme. Ob die SchauspielerInnen nun nur gut
waren oder dafür einen Oscar verdient hätten; ob
die Zeitsprünge im dritten Teil nun gelungen sind
oder eher die Story „verwirrt verwoben“ haben (wie
die GenossInnen von BI meinen): Solche Fragen
können angesichts der beabsichtigten Wirkung im-
perialistischer Propaganda letztlich offen bleiben.
Auch die politische Frage, ob der Zugang von Re-
gisseur Schwochow „Man macht es sich zu einfach,
wenn man die mutmaßlichen Täter als drei empa-
thielose Monster ansieht (. . . ) Man muss sich mit
diesen Leuten beschäftigen (. . . ) mit ihren Sehn-
süchten und Ängsten.“30 als Rechtfertigung für fa-
schistische Propaganda trägt, führt letztlich in die
Irre. Ebenso wie ein kleinliches Rummäkeln, dass
z.B. im ersten Teil die inzwischen tausendfach wi-
derlegte Lüge eines Trios aufrecht erhalten wird
oder im dritten Teil der ganze Kontext des tiefen
Staats ausgeblendet und auf Widersprüche zwi-
schen VS und LKA in Thüringen umgebogen wird,
nicht wirklich zielführend ist.

Imperialistische Propaganda at
its best

Die NSU-Triologie ist imperialistische Propagan-
da in Höchstform. Sie spricht auf unterschiedliche
Weise verschiedene Teile der Massen direkt an. Die

Mehrheit der Bevölkerung wendet sich scheinbar
apolitisch von dem ganzen Geschehen ab und in-
teressiert sich nur noch begrenzt für immer neue
Enthüllungen. So waren die Zuschauerzahlen mit
2,6 bis 2,8 Millionen im Vergleich zu 9 Millionen
bei einem neuen ’Tatort’ eine Enttäuschung für die
Herrschenden. Dennoch machen sie sich natürlich
Gedanken, wie sie das Thema im Hinblick auf die
Massen und die Stimmungen in den Massen be-
handeln sollen. Der Imperialismus geht dabei so
an die Massen heran, dass er ihre verschiedenen
Teile mit unterschiedlichem Bewusstsein und un-
terschiedlichen Ideologien im Kopf auch mit un-
terschiedlichen Mitteln beeinflussen und kontrol-
lieren muss. Das spiegelt sich auch in den drei Tei-
len (Täter-Opfer-Ermittler) wieder: Ein Teil der
Massen, die FaschistInnen nämlich, wird durch den
ersten Teil, in dem die Politisierung des „NSU-
Trios“ nachgestellt wird, bestärkt, und der Ras-
senkrieg wird als erstrebenswert dargestellt bis hin
zur Erwähnung des „Field Manuals“ und der „Tur-
ner Tagebücher“ (zwei Bücher, in denen das Kon-
zept des führerlosen Widerstands erläutert wird).
Ein anderer Teil der Massen wird durch den glei-
chen Film in der Sorge vor der Radikalisierung ih-
rer Jugendlichen (nicht nur nach rechts, auch nach
links) bestärkt. Als Gegenmittel für die Radikali-
sierung wird die Integration ins Berufsleben und
den Kapitalismus samt bürgerlicher Kleinfamilie
propagiert. Den Opfern gegenüber wird zum Teil
ihre Machtlosigkeit und dass sie dem Staat ausge-
liefert sind nochmal vor Augen geführt. Ein Teil
der MigrantInnen weiß aus ihren Herkunftslän-
dern was ein tiefer Staat ist und soll sich mit den
bestehenden Machtverhältnissen und dem Platz
ganz unten in der rassistischen und kapitalisti-
schen Mehrheitsgesellschaft abfinden. Ein anderer
Teil wird durch den scheinbaren Aufklärungswillen
des Staates eingebunden, insbesondere jene Intel-
lektuellen und natürlichen Führerinnen wie Semi-
ya Şimsek, die ihrer Community eine Stimme ver-
schaffen könnten. Sie bekommen zwar keine poli-
tische Macht, aber dafür wird ihrer Geschichte in
der Öffentlichkeit Raum gegeben und ihnen wird –
ausnahmsweise einmal - zugehört. Die Ermordung
von ZeugInnen in aller Öffentlichkeit ist eine ganz

29Dokumentarfilm Deutschland 2015, Regie Andreas Maus, 92 Min., deutsch/türkisch mit Untertiteln,
www.realfictionfilme.de und www.facebook.com/keuptstrasse.film

30Drei Regisseure, drei Filme, ein Fernsehereignis, DIE ZEIT, Nr. 13, 17.03.2016, S. 52
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klare Machtdemonstration gegenüber allen Betei-
ligten im Staatsapparat, die vermittelt, dass ihnen
das gleiche Schicksal blüht, wenn sie nicht bei der
offiziellen Story bleiben. Je nach Bewusstsein kann
man z.B. als liberaler Bildungsbürger den dritten
Teil durchaus aber auch so verstehen, dass am En-
de in einer Demokratie immer alles rauskommt.31

Imperialistische Propaganda greift am vorhan-
denen Bewusstsein der jeweiligen Zielgruppe an,
um es in die gewünschte Richtung zu beeinflus-
sen. Angesichts der vielfältigen und krassen Wi-
dersprüche, die der Kapitalismus in seiner letz-
ten und höchsten Phase – dem Imperialismus –
hervorbringt und die sich für alle spürbar auch
in Deutschland in den letzten Jahren zunehmend
verschärfen, ist das Bewusstsein in den Massen
im Allgemeinen auch sehr widersprüchlich. Es
gleicht häufig einem Flickenteppich von richtigen
und falschen Gedanken, in dem sich alle mögli-
chen, darunter auch direkt gegenseitig ausschlie-
ßenden, ideologischen und politischen Haltungen

bzw. Versatzstücke davon wiederfinden. So ein
Denken kann man nicht mit plumpen Gut-Böse-
bzw. Richtig-Falsch-Schemata und vorgegebenen
Antworten lenken. Der Imperialismus ist vielmehr
gezwungen, in seiner strategischen Kommunikati-
on sogenannte „Narrative“ einzusetzen, d.h. Erzäh-
lungen, die auf die Brüche im Denken und die
offenen Fragen der Massen eine in sich schlüssi-
ge Erklärung liefern, die in der Regel nicht aus-
gesprochen wird. Propaganda wirkt stärker, wenn
der letzte Schritt der Schlussfolgerung scheinbar
von den Betroffenen selbst vollzogen wird, nach-
dem man sie vorher subtil dahin geführt hat.

In diesem Sinn ist der NSU-Dreiteiler ganz
großes Kino, schafft er es doch in weniger als 6
Stunden massentauglich alle Erzählungen des Im-
perialismus über die bürgerliche Gesellschaft und
den Kapitalismus zu verbreiten, die heute in die
Massen getragen werden müssen, um die gesell-
schaftliche Gärung in für die Herrschenden unkri-
tische Bahnen zu lenken.

31Diese Propagandaebene wird allerdings in dem Film „Der blinde Fleck“ von Daniel Harrich und Ulrich Chaussy über
das staatsterroristische Oktoberfestattentat viel stärker betont; siehe dazu auch Kommunismus Nr. 2 ’Tiefer Staat?!
Oktoberfestbombe, NSU und der tiefe Staat’, S. 5
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Gute Pflege im Kapitalismus?!

Als Kommunistischer Aufbau sind wir auf die
kürzlich gegründete ’Initiative Kämpferische Pfle-
ge’ (IKP) aufmerksam geworden. Dabei handelt
es sich um einen klassenkämpferischen Organi-
sierungsansatz von Pflegerinnen und Pflegern aus
verschiedenen Arbeitsbereichen und Krankenhäu-
sern. Wir drucken in dieser Ausgabe ein Interview
der IKP mit zwei KollegInnen aus dem Kranken-
haus ab, sowie einen kapitalismuskritischen Arti-
kel dieser Initiative.

Die moderne kapitalistische Gesellschaft ist ge-
prägt von einem tiefen Widerspruch zwischen einer
zahlenmäßig relativ kleinen Kapitalistenklasse, die
die Produktion kontrolliert und in der Machtposi-
tion ist, die Arbeitskraft von uns ArbeiterInnen
zu kaufen, um davon zu leben und mehr Reich-
tum anzuhäufen – und der ArbeiterInnenklasse,
die den gesellschaftlichen Reichtum schafft. Diesen
Interessensgegensatz finden wir in fast allen ak-
tuellen politischen Fragen und Streitpunkten wie-
der. In diesem Artikel tragen wir einige Gedan-
ken zum heutigen deutschen Gesundheitssystem
zusammen. Das tun wir von einem Klassenstand-

punkt aus; also parteiisch vom Standpunkt unserer
Klasse, der Arbeiterinnen und Arbeiter.

Das deutsche Gesundheitssystem ist das Er-
gebnis einerseits der langjährigen Kämpfe der Ar-
beiterInnenklasse für eine staatliche Gesundheits-
versorgung und andererseits dem rationellen In-
teresse der Kapitalistenklasse, die nicht mehr dar-
auf verzichten kann, dass verletzte/erkrankte Ar-
beitskräfte zuverlässig wiederhergestellt werden.
In Deutschland konkret macht der Gesundheits-
sektor (also Ärzte, Krankenhäuser, Krankenkassen
und Pharmakonzerne usw.) mehr als ein Zehntel
der Volkswirtschaft aus.32 Das hohe ökonomische
Gewicht kommt hier zusammen mit einer hohen
Bedeutung für die Gesellschaft insgesamt, denn je-
deR ist auf dieses Gesundheitssystem auf die ein
oder andere Weise angewiesen. Die Klassenwider-
sprüche äußern sich in diesem System auf sehr viel-
fältige Weise.

Eine interessante statistische Größe ist, dass
der Frauenanteil in den Pflegeberufen bei 85%
liegt.33 Das macht die Pflege zu einem der soge-
nannten typischen „Frauenberufe“. Bereits in der
letzten Ausgabe von ’Kommunismus’ wurde ausge-

32https://data.oecd.org/healthres/health-spending.htm
33Ver.di Broschüre: Allein unter Frauen – Männer in der Pflege
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führt, dass gewerkschaftlich durchgesetzt werden
konnte, dass Männer und Frauen im exakt glei-
chen Beruf heute normalerweise nicht mehr unter-
schiedlich entlohnt werden. Die für den Kapita-
lismus typische niedrigere Entlohnung von Frau-
en hat nun andere Formen angenommen, wie zum
Beispiel, dass Berufe wie die Krankenpflege deut-
lich niedriger bezahlt werden als solche in der In-
dustrie. Wenn wir den Wiederaufbau einer kämp-
ferischen Arbeiter-Frauenbewegung notwendig fin-
den, ist somit die Arbeit im Pflegebereich eine
wichtige Aufgabe, um diesem Ziel näher zu kom-
men.

Seit etwa den 70er Jahren spielt sich hier ein
Prozess ab, der sinnbildlich für die Widersprüch-
lichkeit steht, die der Kapitalismus mit sich bringt.
Einerseits steigen durchschnittliche Lebenserwar-
tung und das Rentenalter an. Es ist damit lo-
gisch, dass der Bedarf eines funktionierenden Ge-
sundheitssystems, um die ArbeiterInnenklasse ar-
beitsfähig zu halten ansteigt. Zum anderen geht es
auch, wenn ein größtenteils staatlicher Sektor im
Spiel ist, unterm Strich immer um die Frage, wie
sich der gesellschaftliche Reichtum zwischen zwei
großen Lagern, nämlich der ArbeiterInnenklasse
und der Kapitalistenklasse, verteilt. Konkret kön-
nen Ausgaben, die der Staat im Gesundheitswesen
für die Versorgung der ArbeiterInnen einspart, auf
anderem Wege (z.B. Subventionen) den Kapitalis-
ten zugeführt werden. Das Ergebnis ist ein Pro-
zess, in dem bei steigendem Bedarf, insbesonde-
re der ArbeiterInnenklasse der Zugang zu medi-
zinischer Betreuung eingeschränkt wird. Während
auf der anderen Seite ein zunehmender Sektor von
„Leistungen für Privatversicherte“ entsteht, der ga-
rantiert, dass die Kapitalistenklasse und ihre An-
gehörigen nicht direkt von ihrer eigenen Kürzungs-
politik betroffen sind. Seinen politischen Ausdruck
fand dieser Prozess in dem seit 1970 immer nur

für einige Jahre unterbrochenen Prozess der soge-
nannten „Gesundheitsreformen“.

Einige Eckpunkte sind hier die 1977 und seit-
dem immer weiter gesteigerte Beteiligung der Er-
krankten an den Therapiekosten (Medikament-
Zuzahlungen, Zahlungen für Krankenhausbesuche
etc.). 1993 wurde der Grundstein gelegt für eine
Auseinanderentwicklung der Leistungen verschie-
dener Krankenkassen und somit ein wichtiges Ele-
ment für die Vertiefung des Systems der Klassen-
medizin. 2004 wurde die Praxisgebühr eingeführt
und beschlossen, dass erstmals ArbeiterInnen 0,9%
höhere Anteile am Krankenkassenbeitrag zahlen
müssen als die Kapitalisten. 2011 mit der letz-
ten großen Gesundheitsreform wurden diese Maß-
nahmen logisch weitergeführt, indem beschlossen
wurde, dass die Krankenkassen zur Deckung ihrer
Kosten individuelle Zusatzbeiträge erheben könn-
ten. Auch hier wurde die Tendenz weiter gefördert,
dass die Krankenkassen, die höhere Leistungser-
stattungen anbieten auch höhere Beiträge von den
Versicherten fordern.

All das sind nur Ausschnitte. Ein Schritt, der
für die Arbeitsbedingungen im Krankenhaus von
besonders hoher Bedeutung war, soll hier aber her-
vorgehoben werden. Nämlich die Reform der Zu-
teilung von Krankenhausbudgets ab den 2000er
Jahren. Die Finanzierung der Krankenhäuser vor
2003 hing hauptsächlich (80%) von der Verweil-
dauer der PatientInnen ab und wurde durch Zu-
lagen nur ergänzt. 2003 wurde dieses Verhältnis
praktisch umgedreht und die sogenannten Fallpau-
schalen machen nun den Löwenanteil der Erstat-
tung durch die Krankenkassen aus.34 Das erklärte
Ziel der Bundesregierung, die Liegedauer der Pati-
entInnen zu verkürzen wurde erreicht. Ökonomisch
wird das Krankenhaus dazu gedrängt, PatientIn-
nen so schnell wie möglich zu entlassen und mög-
lichst viele Fälle mit möglichst wenig Material-
und Personalkosten zu „behandeln“. Eine häufige
Konsequenz sind sogenannte „blutige Entlassun-
gen“, bei denen PatientInnen ohne dass ihre Er-
krankung ausgeheilt wäre, entlassen werden. Dies
führt zum sogenannten ’Drehtüreffekt’, nach dem
statt einem längeren Krankenhausaufenthalt vie-
le kleinere Aufenthalte notwendig werden, da die-
se dann separat abgerechnet werden können. Die

34http://www.aerzteblatt.de/archiv/53507
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bedeutet natürliche einen erhöhten Aufwand und
eine zusätzliche Belastung für die PatientInnen.

Seit den 2000ern massiv stärker betrieben wird
die Privatisierung von Krankenhäusern. Mit den
zockenden Bankern und den angeblich bösen Bör-
senspekulanten ist ins Alltagsbewusstsein einge-
drungen, dass der Kapitalismus Schwierigkeiten
hat, noch Investitionsmöglichkeiten zu finden, die
ihm ausreichend Profite garantieren und somit zu
relativ verzweifelten Mitteln greift. Die Privati-
sierungen im Gesundheitssektor sind ein anderer
Ausdruck dieser Entwicklung. Sie bedeuten vor al-
lem, dass das Privatkapital auch in Sektoren ein-
dringt, die zuvor aus verschiedenen Gründen we-
niger Profite als andere versprochen hatten. Durch
das allgemeine Fallen der Profitrate werden auch
diese jetzt im Verhältnis zu anderen Sektoren pro-
fitabel.

Wie das Interview mit Onur und Inga gut ver-
anschaulicht, wirkt sich diese Entwicklung auch
spürbar auf die Arbeitssituation der PflegerInnen
aus. Wir haben uns in dieser Ausgabe aus verschie-
dene Gründen entschieden, einen genaueren Blick
darauf zu werfen. Mit über 1.200.000 Personen ist
die Berufsgruppe der PflegerInnen eine der größ-
ten in Deutschland35, gleichzeitig gibt es ein sehr
weit verbreitetes Bewusstsein darüber, dass die
Arbeitsbedingungen nicht hinnehmbar sind und
die Arbeit derjenigen, die andere gesund pflegen
sollen, sie selber krank macht. Wie aber wirkt sich
das auf das politische Bewusstsein und die Kampf-
bereitschaft der Pflegenden aus?

Eine der wichtigsten Tendenzen der letzten
Jahre ist, dass unter dem Deckmantel der Pro-
fessionalisierung und Modernisierung des Pflege-
berufs die Berufsgruppe der PflegerInnen in zwei
Lager aufgetrennt werden soll:36 Einen kleineren
Teil von hochqualifizierten medizinischen Exper-
ten, auf die auch zunehmend Funktionen der Ärz-
teschaft abgewälzt werden einerseits und einen
größeren Teil, der sich aus niedriger qualifizierten
Pflegekräften (z.B. PflegehelferInnen) und neu ge-
schaffenen Berufsgruppen, die überhaupt keinen
Pflegeberuf gelernt haben, zusammensetzen soll.
Diese zweite Gruppe soll die zeitintensiven Tä-
tigkeiten wie Körperpflege, Essensversorgung und

psychische Betreuung abdecken. Für einen deut-
lich geringeren Lohn, versteht sich.

Vielerorts sind diese „Rationalisierungsmaß-
nahmen“ mit Outsourcing verbunden worden, al-
so dass zum Teil von den Krankenhäusern selbst
gegründete Tochterfirmen Bereiche wie Reinigung
oder Patientenservice übernehmen und somit das
bisher erkämpfte Lohnniveau in Frage gestellt
werden kann. Dieser Prozess bringt nach dem
Willen der Unternehmer mit sich, dass sich die
Krankenhaus-ArbeiterInnen in immer kleinere Be-
schäftigtengruppen aufteilen, die folglich weniger
in der Lage sind, ihre Interessen durchzusetzen. Ei-
ne schlagkräftige Antwort ist nicht, sich auf dieses
Spiel einzulassen und sich von nun an als hochgra-
dig qualifiziferte Pflegekraft und somit etwas be-
sonderes zu fühlen, sondern erstens dieser Aufsplit-
tung entgegenzutreten und sie zweitens zu durch-
brechen, wo sie schon durchgesetzt wurde, also im-
mer wieder den Kontakt zu den KollegInnen Pfle-
gehilfen, Servicekräften, Reinigungspersonal usw.
zu suchen.

Wie das Interview mit den beiden PflegerIn-
nen zeigt, ist die Situation im Krankenhaus zu-
nehmend für Beschäftigte wie für Patienten uner-
träglich. Das ist weitläufig bekannt. Die Frage nach
den Ursachen für diese Situation und nach Mög-
lichkeiten von Veränderung sind aber für die meis-
ten viel schwieriger zu beantworten. Meistens wer-
den wahlweise zu unfähige Krankenhausvorstände,
korrupte Krankenkassen, gierige Pharmakonzerne
oder die mangelnde „Lobby“ der PflegerInnen als
Ursache gesehen. All das beschreibt zwar Sympto-
me des Problems, drückt sich aber um die bitte-
re Wahrheit herum: Gute Pflege für alle geht im
Kapitalismus auf Dauer nicht. Wie oben erwähnt
auch in noch nicht privatisierten Krankenhäusern
und Pflegeheimen nicht. Es bleibt also ein großer
Ausweg: Wir müssen uns organisieren und kämp-
fen – am Ende gegen den Kapitalismus. Aber auch
jede uns genommene Errungenschaft, die wir uns
auf dem Weg dahin zurückerobern, werden wir ge-
gen den Widerstand der kapitalistischen Politik
und Unternehmen durchsetzen müssen. Niemand
kann behaupten, dass die Lage gut ist, aber hoff-
nungslos ist sie eben auch nicht. Das Gesundheits-
system betrifft die ganze ArbeiterInnenklasse sehr

35http://www.pflegedienst-online.info/Pflegeberufe-und-Heilberufe.html
36Ver.di Broschüre : Neue Arbeitsteilung im Gesundheitswesen
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direkt und an potentiellen Verbündeten mangelt
es somit nicht.

***

Aus der weißen Fabrik –
Interview mit zwei

KrankenpflegerInnen

IKP: Hallo ihr beiden, stellt euch doch doch mal
bitte kurz vor.

Onur: Hallo, ich heiße Onur und bin 21 Jah-
re alt. Ich mache derzeit meine Ausbildung zum
Gesundheits- und Krankenpfleger in einer Unikli-
nik.

Inga: Hallo, ich heiße Inga, ich bin 39 Jahre
alt und arbeite in einem städtischen Klinikum.

Taylorisierung im Krankenhaus und die Folgen

IKP: Warum habt ihr euch für die Kranken-
pflege entschieden? Was habt ihr von dem Beruf
erwartet?

Onur: Ich habe vorher viele verschiedene
Praktika und Minijobs gemacht, die mir alle mehr
oder weniger sinnlos erschienen. Die Pflege schien
mir die sinnvollste Alternative zu sein. Der Job ist
zwar anstrengend, aber immerhin hat er eine po-
sitive menschliche Komponente. Doch nach einem
halben Jahr begann mein Bild des Pflegeberufs zu
bröckeln und jetzt, nach ca. einem Jahr bin ich
schon ziemlich desillusioniert.

Inga: Ich hatte schon immer das Bedürfnis,
Menschen zu helfen. Ein Bürojob oder eine Aus-
bildung in der Industrie kam für mich nie in Frage.

Deshalb habe ich mich dann auch für eine Aus-
bildung in der Krankenpflege entschieden. Heute
sehe ich viele Ding anders als zu Beginn meiner
Ausbildung, aber im großen und ganzen ist meine
Motivation geblieben.

IKP: Vielleicht könnt ihr für unsere Leser mal
kurz beschrieben, wie so ein typischer Arbeitstag
für euch aussieht.

Inga: Der Frühdienst beginnt um 06:15 Uhr
mit der Übergabe, das heißt, der Nachtdienst er-
zählt was zu den einzelnen Patienten und was in
der Nacht so passiert ist. Hier gibt es dann meis-
tens schon die erste böse Überraschung, weil sich
KollegInnen über Nacht krankgemeldet haben und
kurzfristig kein Ersatz besorgt werden konnte. Das
ist ja auch kein Wunder, denn die Stellen sind so
knapp kalkuliert, dass es einfach so gut wie keine
Kapazitäten gibt um zusätzliche Ausfälle aufzu-
fangen. Es sind ja auch immer Stellen nicht be-
setzt, weil beispielsweise keine Schwangerschafts-
vertretungen da sind. Und dass die Kollegen, die
gerade vielleicht zwölf Tage Dienst am Stück hin-
ter sich und dazu noch einen Berg voll Überstun-
den angesammelt haben, dann nicht noch an ei-
nem ihrer wenigen freien Tage arbeiten kommen,
kann ich auch verstehen. Dann teilen wir die Pati-
enten untereinander auf, trinken, wenn es die Zeit
zulässt, noch schnell einen Kaffee und dann geht
es los. Als erstes kontrollieren wir die Medikamen-
te für die Patienten, machen die Infusionen und
Spritzen bereit und starten dann unseren ersten
Rundgang, in dem wir die Patienten begrüßen,
Medikamente verabreichen und die Vitalzeichen,
also Blutdruck, Puls und Temperatur kontrollie-
ren. Das nimmt schon einiges an Zeit in Anspruch,
denn in den seltensten Fällen läuft alles nach Plan
und ich muss auf Unregelmäßigkeiten wie einen
stark erhöhten Blutdruck bei einer Patientin oder
ähnliches reagieren. Wenn ich mit dem Rundgang
fertig bin, meistens so gegen 9 Uhr, fange ich mit
der Körperpflege meiner Patienten an. Oft schaffe
ich dann erst mal nur einen Patienten, bevor die
Ärzte mit ihrer Visite beginnen, bei der ich anwe-
send sein soll, obwohl ich eigentlich keine Zeit da-
für habe. Zwischendrin werden dann auch immer
wieder Patienten zu Untersuchungen oder Thera-
pien abgerufen, was meine Planung dann natür-
lich gehörig durcheinander bringt. Und die Pati-
enten haben natürlich auch zwischendrin Bedürf-
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nisse, auf die ich reagieren muss, wie Toilettengän-
ge oder ähnliches. Wenn dann noch irgendetwas
größeres passiert, ein Notfall oder so etwas, dann
kann ich manche Patienten nicht versorgen. Wenn
ich dann doch alle Patienten versorgt habe, ist es
meist schon 12 Uhr, also Zeit für meine Mittags-
runde, wo ich dann wieder Medikamente vertei-
le und die Patienten bei der Nahrungsaufnahme
unterstütze. Viele meiner Patienten können nicht
alleine essen, also muss ich ihnen oft das Essen an-
reichen, was ebenfalls wahnsinnig viel Zeit in An-
spruch nimmt. Dann ist es oft schon bald Zeit für
die Übergabe an den Spätdienst und danach muss
ich noch dokumentieren, was in meinem Dienst
so passiert ist und welche Pflegemaßnahmen ich
durchgeführt habe. So schaffe ich es selten, pünkt-
lich um 14:30 Uhr Feierabend zu machen.

Onur: Für mich beginnt der Tag auch mit der
Übergabe, an der ich eigentlich auch teilnehmen
sollte, immerhin sind für mich viele Krankheitsbil-
der und Fachbegriffe noch neu. Aber im Normal-
fall muss ich nach fünf Minuten schon das erste
Mal loslaufen, weil sich die ersten Patienten mel-
den und Hilfe brauchen. Da bekomme ich natür-
lich nicht besonders viel von der Übergabe mit,
aber das wird von den examinierten Pflegekräften
von mir erwartet. Während die examinierten Pfle-
gerInnen ihre Rundgänge vorbereiten, werde ich
dann meistens schon zu den ersten Patienten ge-
schickt um diese zu versorgen. Natürlich weiß ich
generell wie das geht, aber trotzdem bin ich oft
unsicher, was bestimmte Tätigkeiten angeht. Aber
dass ich mal mit einer examinierten Kollegin zu-
sammen Patienten versorge und dabei angeleitet
werde kommt eher selten vor. Ich bin mir sicher,
dass ich schon öfter gravierende Fehler gemacht
habe und auch einige Male Glück gehabt habe,
dass nichts passiert ist. Zum Beispiel habe ich mal
einen Patienten zur Toilette mobilisiert, der nicht
richtig laufen konnte und der dabei beinahe ge-
stürzt wäre. Generell werden wir auf den Stationen
eher als Hilfskräfte bzw. zusätzliche Kräfte gese-
hen und weniger als Lernende. Die Zeit mal Fragen
zu stellen oder sich bestimmte Dinge genauer er-
klären zu lassen, gibt es fast nie bzw. wird mir das
Gefühl vermittelt, dass Fragen stellen jetzt nicht
angebracht wäre.

IKP: Das klingt ja nicht sehr gut. Könnt ihr
denn euren Aufgaben da gewissenhaft nachkom-
men?

Inga: Naja, laut den Richtlinien sind alleine
für die Grundwaschung eines Patienten 45 Minu-
ten veranschlagt. Bei acht Patienten wären das al-
leine 6 Stunden. In der Realität habe ich selten
mehr als 15 Minuten Zeit für die Versorgung eines
Patienten. Oft bleibt auch nur die Zeit für eine kur-
ze Katzenwäsche, also Gesicht, unter den Armen
und Intimbereich. Das bedeutet aber auch, wenn
ich innerhalb dieses Zeitrahmens bleiben will, muss
ich die komplette Pflege übernehmen, egal ob der
Patient einige Dinge selbst übernehmen könnte.
Das bedeutet natürlich eine krasse Entmündigung
des Patienten und eine absolut würdelose Situa-
tion und dazu noch eine absolut kontraprodukti-
ve Behandlung, da der Patient so natürlich nicht
in seinen Ressourcen gefördert wird. Aber anders
schaffe ich es nicht, alle zumindest ansatzweise zu
versorgen. Nehmen wir zu den 6 Stunden Körper-
pflege noch 1 Stunde alleine für die korrekte Hän-
dedesinfektion, 1 Stunde für die Dokumentation
und 2-3 weitere Stunden für Tätigkeiten wie Es-
sen anreichen, Tabletten stellen und verteilen und
Untersuchungen vorbereiten wird klar, dass das in-
nerhalb eines 8-Stunden Tages unmöglich zu er-
reichen ist. Dass da zwangsweise einiges auf der
Strecke bleibt, ist klar. Zeit mit dem Patienten zu
sprechen, der in einer emotional extrem belasten-
den Situation ist und dringend Gesprächsbedarf
hätte, bleibt natürlich auch so gut wie gar nicht.

Enormer Dokumentationsaufwand

Onur: Für mich heißt das vor allem, dass ich
kaum Zeit habe, während der Arbeit angeleitet zu
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werden und zu lernen. Damit reproduziere ich na-
türlich meine Fehler, weil keine Kontrolle stattfin-
det. Ich wurde auch schon öfter angemault, weil
ich länger als 15 Minuten für die Pflege gebraucht
habe, die Zeit wäre nicht da. So bekomme ich von
Anfang an schon den Zeitdruck eingebläut.

IKP: Im Jahr 2015 hat Verdi ja eine Kampa-
gne mit dem Titel „Wir sind mehr Wert“ gestar-
tet und wir konnten lesen, dass vielerorts Pflege-
rInnen für mehr gesellschaftliche Anerkennung ge-
kämpft haben. Trifft das eurer Meinung nach das
Problem?

Inga: Naja, Anerkennung bekomme ich eine
ganze Menge. Mir wird dauernd mitleidig auf die
Schulter geklopft und gesagt, wie toll das doch
sein, das ich gerade diesen Job mache, obwohl er so
schwer und schlecht bezahlt sei. Aber dafür kann
ich mir auch nichts kaufen, das repariert nicht mei-
nen kaputten Rücken und sorgt auch nicht dafür,
dass am Monatsende mehr Geld auf meinem Kon-
to ist. Ebenso wenig verhindert es, dass ich mei-
ne Freunde und Familie kaum noch sehe, weil ich
dauernd Wochenend- und Feiertagsschichten habe
oder sorgt dafür, dass ich trotz meines durch die
dauernden Schichtwechsel völlig zerstörten Bio-
rhythmus vernünftig schlafen kann.

Ärztliche Visite

IKP: Wie begegnen euch denn die Patienten?
Inga: Die meisten sind natürlich sehr dank-

bar, sie befinden sich ja auch in einem krassen Ab-
hängigkeitsverhältnis uns gegenüber. Den meisten
fehlt ja das Wissen um die Dinge zu beurteilen,
die wir mit ihnen veranstalten und sie müssen uns
blind vertrauen. Auch sind sie meistens sehr ver-
ständnisvoll, wenn wir mal wieder wenig Zeit ha-
ben. Das gilt vor allem für schwer pflegebedürfti-
ge Patienten, die aber auch am meisten unter dem

derzeitigen System zu leiden haben. Wenn sie keine
Angehörige haben, die sich um sie sorgen, sind sie
diesem unmenschlichen System völlig ausgeliefert
und bleiben auf der Strecke. Wer fit ist und sich
wehren kann hat Glück. Klar trifft das dann auch
oft uns, aber da habe ich Verständnis für, auch
wenn ich da meistens nicht die Schuld habe, son-
dern das System wie es ist, aber ich bin immerhin
die direkte Ansprechpartnerin für die Patienten.

IKP: Wie ist das mit Privatpatienten? Gibt es
da einen Unterschied in eurer Herangehensweise?

Onur: Viele Privatpatienten sehen uns immer
mehr als Dienstleister. Nach dem Motto: „Ich zah-
le dafür, also mach was ich sage.“ Da herrscht we-
nig Verständnis für die Lage der Pflege. Man sieht
auch deutlich, wie diese Patienten innerhalb des
Systems bevorzugt werden. Wenn da irgendwas
nicht klappt, gibt’s direkt Ärger vom Chef persön-
lich. Sie bekommen innerhalb von ein paar Tagen
Untersuchungen, die ein Kassenpatient erst nach
Wochen bekommen würde und dann auch nur ein
Bruchteil davon. Ich habe natürlich den Anspruch
an mich, alle Patienten gleich zu behandeln, aber
wenn ein Privatpatient was will, dann geht das na-
türlich vor, da kann ich nicht viel gegen tun. Da
gibt’s halt direkt Druck von ganz oben.

IKP: Wie geht ihr denn mit dieser Situation
um, wie ist die Stimmung unter den KollegInnen?

Inga: So traurig es ist, ich habe mich sehr
schnell dran gewöhnen müssen, dass ich unmög-
lich meine Arbeit so erledigen kann, wie es sein
sollte und so geht es auch den meisten KollegIn-
nen. Man muss leider feststellen, die meisten ha-
ben resigniert und machen ihre Arbeit eben so gut
es geht. Viele kündigen auch sehr schnell wieder,
wir haben eine unheimliche Fluktuation was unser
Team angeht, weil viele es einfach nicht lange aus-
halten. Es gibt natürlich eine Menge Unmut, alle
regen sich andauernd über die Situation auf der
Arbeit auf, aber den meisten fehlt dann schlus-
sendlich die Energie, was zu ändern. Mehr als mal
eine Überlastungsanzeige beim Personalrat, wenn
es mal besonders schlimm ist, gibt es eigentlich nie.
Oft richtet sich die Wut dann auch gegen Leute,
die da eigentlich gar nichts für können, zum Bei-
spiel andere KollegInnen, Servicekräfte oder auch
PatientInnen. Da kommen dann so Aussagen wie
„Na toll, Frau Maier klingelt ja schon wieder, die
ist ja richtig nervig“ obwohl die Frau extrem einge-
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schränkt und auf Hilfe angewiesen ist, oder „War ja
klar das XY mal wieder krank ist, das geht ja gar
nicht.“ obwohl die Kollegin oder der Kollege viel-
leicht einfach nur der dauernden Belastung auf der
Arbeit nicht mehr gewachsen ist. Wenn man teil-
weise zehn oder zwölf Dienste am Stück arbeiten
muss und das dann auch noch mit wechselnden
Schichten und dann an seinen paar freien Tagen
auch noch angerufen wird, ob man arbeiten kom-
men kann, ist es halt kein Wunder, dass man sich
nicht richtig regenerieren kann und krank wird. In-
teressanterweise ist den Leuten schon sehr klar,
dass die Ursache für die Probleme im Kapitalismus
und in der daraus folgenden Ökonomisierung des
medizinischen Sektors liegt. Aber aus irgendeinem
Grund kommen sie dann doch nicht auf die rich-
tigen Schlussfolgerungen und ziehen sich schnell
wieder auf die Positionen der Führungsebene zu-
rück. So regen sie sich dann beispielsweise über
den immer größer werdenden Dokumentationsauf-
wand auf, aber verteidigen dies am Ende dann
doch, weil von den zusätzlichen Geldern, die da-
durch erwirtschaftet werden, ja Aushilfen bezahlt
würden. Aber sie übersehen dabei völlig, dass es
mit einem vernünftigen Stellenschlüssel gar nicht
nötig wäre, diese Aushilfen zu beschäftigen. Oder
es wird sich über schlechtes Arbeitsmaterial aufge-
regt, aber am Ende dann doch gesagt, dass die teu-
ren Sachen ja nur unnötig Geld kosten würden und
wir es ja selber Schuld seien, wenn wir nicht acht-
sam mit den Dingen umgingen. Also schlussendlich
wird uns ins Gesicht gesagt, dass wir mehr leis-
ten müssen, es unsere Aufgabe sei dafür zu sorgen,
dass der Stationsbetrieb aufrechtgehalten werden
kann.

IKP: Welche Rolle spielen denn die Gewerk-
schaften im Krankenhaus, bzw. in der Pflege?

Inga: So gut wie keine. Die wenigsten meiner
KollegInnen sind gewerkschaftlich organisiert und
haben auch kein Interesse daran, weil von den Ge-
werkschaften ja eh nicht viel kommt. Alle paar
Jahre gibt es mal eine plakative Aktion, wo um
ein paar Prozent mehr Lohn verhandelt wird, aber
das Kernproblem wird völlig ignoriert. Und wirk-
sam sind die Aktionen der Gewerkschaften durch
die engen Absprachen mit der Klinikleitung sowie-
so nicht. Ein Streik, bei dem eine Notbesetzung
gewährleistet werden muss, übt halt keinen Druck
auf die Führung aus, da der Betrieb ja weiterläuft.

Diejenigen, die davon betroffen sind, sind halt nur
die PatientInnen und die KollegInnen, die gezwun-
gen sind währenddessen zu arbeiten. Das wird na-
türlich ausgenutzt und an das moralische Empfin-
den der KollegInnen appelliert, weshalb sich auch
die wenigsten an den seltenen Streiks beteiligen.
Man will ja die Kollegen nicht hängen lassen usw.
Das ist im Übrigen auch der Grund, warum sich
viele meiner KollegInnen krank zur Arbeit schlep-
pen. Den meisten ist zwar bewusst, wenn man sie
drauf anspricht, dass dieses Verhalten auf einem
falschen Verständnis von Solidarität beruht, aber
am Ende erscheinen sie dann doch zum Dienst.

Professionalisierung der Pflege

Onur: Ich bin zu Anfang meiner Ausbildung in
die Jugend- und Auszubildendenvertretung (JAV)
eingetreten, weil ich es wichtig finde, zumindest im
Rahmen der bestehenden Möglichkeiten ein Mit-
spracherecht zu haben. Als ich mit meiner Ausbil-
dung angefangen habe, gab es gerade einige für
mich damals recht eindrucksvolle Streikaktionen
von Verdi, an denen sich auch viele meiner Mit-
azubis beteiligt haben, auch weil es um Verbesse-
rungen für uns Azubis ging. Verdi hat uns damals
gelockt bei ihnen einzutreten und es so dargestellt,
als wäre das eine notwendige Voraussetzung um
Jugendvertretungsarbeit zu machen. Einige Zeit
später ist mir dann erst klar geworden, dass das
schlicht gelogen war. Am Anfang war ich auch
sehr begeistert vom Engagement meiner Mitazu-
bis, aber das hat dann auch schnell nachgelassen,
nach dem die gemerkt haben, dass hinter den Ak-
tionen von Verdi nicht viel steht. Am Ende waren
es dann neben mir noch ein oder zwei Leute, die
wirklich aktiv sind. Im Rahmen der JAV-Tätigkeit
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versuchen wir schon regelmäßig die Interessen der
Azubis auch mal mit radikaleren Forderungen zu
vertreten, allerdings stoßen wir dabei meistens auf
ziemlichen Widerstand. Die Grundhaltung der Ge-
werkschaften scheint eher zu sein, sich mit der Kli-
nikleitung zu verständigen, anstatt legitime Forde-
rungen an sie heran zu tragen. Auch wird unsere
JAV-Arbeit nur bedingt unterstützt. Wir haben
zum Beispiel mal gefordert, unseren Urlaub, der
uns bisher fest vorgegeben ist, zumindest teilweise
selber planen zu können. Das stieß von Seiten des
Personalrats und Verdi erstmal auf totale Ableh-
nung, bzw. es wurde gesagt, dass das auf keinen
Fall ginge. Als wir dann deutlich gemacht haben,
dass wir im Falle einer Ablehnung Aktionen star-
ten werden und ein Nein von Seiten der Kliniklei-
tung nicht hinnehmen, wurde uns mehr oder we-
niger ein Maulkorb verpasst, mit der Begründung
„Wir wollen uns ja nicht mit dem Arbeitgeber zer-
streiten.“ Das ist schon frustrierend, aber spiegelt
leider auch deutlich die Herangehensweise von Ver-
di und co. wieder. Auch wird immer wieder klar,
dass unsere Arbeit nicht als notwendig, sondern
eher als „goodie“ verstanden wird, welches nur un-
nötig Geld kostet. So weigert sich der Personalrat
zum Beispiel, die Kosten für unsere Seminare voll-
ständig zu übernehmen, mit der Begründung, das
sei unwirtschaftlich. So können wir nicht alle an
Seminaren teilnehmen, die nötige Grundlagen für
unsere Arbeit schaffen würden, weil es im Endef-
fekt der Klinik zu teuer ist.

IKP: Was wären denn eurer Meinung nach die
korrekten Forderungen und wie können die Kolle-
gInnen organisiert werden, um diese auch zu errei-
chen?

Inga: Die Hauptforderung muss die Forderung
nach besseren Arbeitsbedingungen sein. Das be-
deutet konkret ein aufgestockter Personalschlüssel
in Verhältnis zur Anzahl der zu betreuenden Pa-
tientInnen und ein verbesserter Freizeitausgleich,
das heißt die Senkung der Gesamtarbeitstunden
bei gleichem Lohn. Es heißt immer, es seien nicht

genug Fachkräfte vorhanden. Die konkrete Lösung
dafür wäre dann aber doch, das Berufsfeld at-
traktiver zu gestalten, beispielsweise durch Erhö-
hung der Löhne mindestens auf Industrieniveau.
Außerdem gilt es, die fortschreitende Privatisie-
rung der Krankenhäuser zu bekämpfen. Eine me-
dizinische Einrichtung kann und darf nicht wie
ein Wirtschaftsunternehmen geführt werden, denn
dies geht immer auf Kosten des Personals und
der PatientInnen. Es wird an den falschen Stellen
eingespart und Klassenmedizin gefördert. Nieman-
dem darf auf Grund von finanziellen Interessen der
Zugang zu notwendiger medizinischer Behandlung
eingeschränkt werden.

Onur: Mit einer verbesserten Personalsitua-
tion wäre auch gewährleistet, dass wir uns als
Auszubildende ausschließlich darauf konzentrieren
können, den Beruf zu erlernen, anstatt wie zusätz-
liche Hilfskräfte behandelt zu werden.

Inga: Wie man die KollegInnen organisieren
kann? Nun, wie ich ja schon gesagt habe, die übli-
chen Kampfform des Streiks funktioniert im Kran-
kenhaus nur sehr bedingt. Wir können die Pati-
entInnen ja nicht hilflos liegenlassen. Also müs-
sen wir neue Kampfformen abseits des klassischen
Streiks entwickeln. In der Berliner Charité wur-
den zum Beispiel auf einigen Stationen einzelne
Zimmer bestreikt, was einen gewaltigen Druck auf
die Klinikleitung ausgeübt hat. Immerhin bedeu-
tet ein nicht belegtes Zimmer einen riesigen Ver-
dienstausfall für das Klinikum. Ich denke aber
auch, dass es wichtig ist, dass die Auseinander-
setzung um die Pflege nicht nur von den Beschäf-
tigten, sondern von der gesamten ArbeiterInnen-
klasse geführt wird. Schlechte Bedingungen in der
Pflege betreffen alle, die nicht das Geld haben sich
private medizinische Versorgung leisten zu können.
Deshalb müssen wir alle zusammen für bessere Be-
dingungen in der Pflege und gegen die Ökonomisie-
rung der medizinischen Versorgung kämpfen. Zu-
letzt müssen wir uns auch gegen die immer wei-
ter vorangetriebene Spaltung zwischen Pflegenden
und Hilfskräften, seinen es Pflegehelfer, Service-
oder Reinigungskräfte stellen. Diese Spaltung wird
gezielt von den Kapitalisten vorangetrieben, um
einerseits ihre Schuld an den schlechten Bedingun-
gen zu verschleiern bzw. die Schuld auf andere Tei-
le unserer Klasse abzuwälzen und andererseits um
eine breite Organisation der ArbeiterInnen zu ver-
hindern.
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Terroristen auf Probe?! - PML (RC) für ein
Jahr verboten

Links: Solidaritätsblock bei der 1. Mai Demonstration in Madrid, rechts: Logo des Internationalen
Freiheitsbatallions

Die Kurden, Araber, Assyrer, Christen und an-
dere Völker, die im Norden Syriens/Westkurdistan
(Rojava) leben, haben im syrischen Krieg ihr
Schicksal in die eigenen Hände genommen und be-
schlossen, sich durch eine Revolution zu befreien.
Seit nunmehr vier Jahren wird dort eine demo-
kratische Selbstverwaltung inmitten der Brutalität
des syrischen Stellvertreterkriegs aufgebaut. Die
revolutionären Kantone in Afrin, Kobane und Cizi-
re sind vor allem den Angriffen des IS ausgesetzt.
Selbst die Regierungen der Großmächte wie USA,
Deutschland und Frankreich mussten anerkennen,
dass die Revolutionäre von Westkurdistan die ein-
zige verlässliche militärische Kraft der Region im
Kampf gegen den IS sind. Die Rojava-Revolution
hat verkündet: Wir kämpfen nicht nur für die Kur-
den, wir kämpfen für alle Völker. Wir kämpfen
nicht nur für uns, wir kämpfen für die Mensch-
lichkeit. Sie hat die Menschen aus aller Welt auf-
gerufen, sich der Verteidigung der Revolution in

den Reihen der YPG/YPJ (Volksverteidigungs-
und Frauenverteidigungseinheiten) anzuschließen.
Hunderte sind diesem Ruf gefolgt. Unter ihnen im
Jahr 2015 auch zwei junge spanische Kommunisten
der Organisation PML (RC)37. Obwohl der spa-
nische Staat von sich behauptet, ebenfalls gegen
den faschistischen Fundamentalismus zu kämpfen,
hat er sich entschieden, die beiden Internationa-
listen bei ihrer Rückkehr im Juni 2015 festzuneh-
men. Sie wurden nach kurzer Zeit - mit Ausreise-
verboten belegt - freigelassen. Aber nun hat sich
gezeigt, dass das offenbar nur dazu gedient hat um
einen noch stärkeren Angriff auf ihre Organisation
und ihre Überzeugung vorzubereiten. Am 27. Ja-
nuar 2016 wurden im Rahmen der Operation Val-
ley zahlreiche Wohnorte spanischer KommunistIn-
nen der PML (RC) durchsucht. Mehrere GenossIn-
nen wurden festgenommen und ins Gefängnis ge-
bracht. Der PML (RC) wird vorgeworfen, sie sei ei-
ne kriminelle Organisation, ihren Mitgliedern wird

37Marxistisch-Leninistische Partei (Kommunistischer Wiederaufbau)
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vorgeworfen, dass sie sich ohne Erlaubnis des spa-
nischen Staates an einem bewaffneten Konflikt be-
teiligt hätten und die Staatsanwaltschaft stellt die
Organisation als spanischen Arm der Kurdischen
Arbeiterpartei (PKK) dar. Die PML (RC) wurde
vorläufig befristet auf ein Jahr verboten – genau-
so wie jegliche Tätigkeiten in ihrem Namen. Den
insgesamt vierzehn Beschuldigten drohen Gefäng-
nisstrafen von bis zu vierzehn Jahren. Für Januar
2017 hat die spanische Justiz eine Entscheidung
darüber angekündigt, ob das Verbot aufgehoben
wird oder nicht.

Erstens ist es wichtig, diesem massiven Angriff
auf die spanischen GenossInnen, der sich zugleich
auf den Internationalismus als Tradition der Ar-
beiterInnenbewegung und die Rojava-Revolution
richtet, auch international entgegen zu treten.
Zweitens enthält unserer Einschätzung nach das
Vorgehen der spanischen Behörden einige inter-
essante Schachzüge, die es zu analysieren lohnt,
weil sie einmal mehr beweisen, dass Repression
heute oft viel vielschichtiger als durch Polizeiknüp-
pel und Gefängnismauern läuft. Deswegen haben
wir uns entschieden, dem Thema einen kleinen Ar-
tikel zu widmen.

Wie die GenossInnen berichten, gibt es für ih-
re Solidaritätskampagne „Detenidos27E“ (27. Ja-
nuar Gefangene) viel Unterstützung aus den Mas-
sen und auch die spanische Presse hat sich offen-
bar in vielen Fällen auf die Seite der GenossIn-
nen geschlagen. Diese Situation stellt eine Chance
für die Kommunisten dar, sich sprunghaft breite-
ren Teilen der verarmten ArbeiterInnenklasse be-
kannt zu machen und neue Kräfte anzuziehen. Wir
gehen davon aus, dass diese Reaktion auch der
Grund ist, aus dem vorläufig alle Mitglieder der
PML (RC) wieder frei gekommen sind, da die spa-
nische Konterrevolution Wege finden musste, das
Thema etwas herunterzukochen. Zuletzt ist auch
Roberto Vaquero, Generalsekretär der PML (RC),
freigekommen. Er wurde aufgrund der zusätzli-
chen fingierten Beschuldigung, er habe illegalen
Sprengstoff besessen, mehr als zwei Monate fest-
gehalten. Isolationsähnliche Haftbedingungen und
„zufällige“ unbeobachtete Begegnungen mit islami-
schen Fundamentalisten im Gefängnis zeugen da-

von, dass es sich offenbar, um einen (erfolglosen)
Versuch handelt, den Genossen zu brechen.

Aufgrund der offensichtlichen Widersprüche im
spanischen Staatsapparat schätzen es die Genos-
sInnen momentan als am wahrscheinlichsten ein,
dass ihre Organisation im Januar 2017 wieder le-
galisiert wird. Andererseits ist das Vorgehen, eine
Organisation „befristet“ für kriminell beziehungs-
weise zum spanischen Arm der PKK zu erklä-
ren an sich reichlich absurd. Entweder der Staat
sieht eine Organisation als kriminell an oder . . . ?
Er sagt: “Es wird sich zeigen, ob ihr Kriminelle
bleiben wollt.“ Ein Schuh wird also daraus, wenn
wir diesen Schritt als Warnschuss des spanischen
Staats verstehen. Der Staat hat aufgezeigt, dass
er, wenn er will, Zugriff auf führende GenossInnen
der PML(RC) hat und zugleich sofort den Weg
aufgezeigt, um doch nicht dauerhaft die Legalität
einzubüßen. Es geht darum zu vermitteln: „Stellt
eure Solidarität mit Rojava und eine allzu radikale
revolutionäre Politik ein und wir drücken nochmal
ein Auge zu.“ Hier wird geschickt auf Widersprü-
che abgezielt, in der jede neue sich rasch entwi-
ckelnde Organisation objektiv steckt, um diese zu
zersetzen bzw. zum Rückzug zu zwingen.

Nach vierzig Jahren Faschismus hat sich die
Bourgeoisie in Spanien entschieden, wieder eine
bürgerliche Demokratie zu installieren. Diese hat
nicht erst einmal bewiesen, dass Kommunisten und
Revolutionäre sich auf sie ebenso wenig verlassen
können wie auf irgendeine andere bürgerliche De-
mokratie. Somit gilt es, sich auf alle Eventualitä-
ten vorzubereiten – einschließlich dem Fall, dass
im Januar 2017 „neue Beweise“ auftauchen und
aus der „Illegalisierung auf Zeit“ eine dauerhafte
Illegalisierung wird.

Die Verfahren werden sich über etwa zwei Jah-
re ziehen und die Kosten sind enorm. Zeigt eu-
re Solidarität gegen ihre Repression und spendet.
Übt praktische Solidarität und fordert in euren
Aktionen die sofortige Einstellung aller Verfahren
gegen die InternationalistInnen!

Spendenkonto:
IBAN: ES57 3035 0393 09 3930010253
detenidos27e.wordpress.com (Spanisch)
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Kommunistische Einheit erkämpft! –
Interview mit der neu gegründeten

tunesischen ’PPDS Watad’ über ihren
Einheitsprozess

Links: Logo der neugegründeten Partei; rechts: Eröffnungsveranstaltung des Einheitsparteitags

Vorwort

Im Jahr 2016 befindet sich die Internationale Kom-
munistische Bewegung noch immer in einem his-
torischen Tief und ist geprägt von Zersplitterung
und ideologischer Zerfahrenheit. Am 27/28. Febru-
ar 2016 haben jedoch fünf tunesische Organisatio-
nen, die sich auf den Marxismus-Leninismus be-
ziehen, mit dieser negativen „Tradition“ gebrochen
und sich in der Parti Patriotique Demokratique
Socialiste – Watad (PPDS Watad) vereinigt. Der
Kommunistische Aufbau konnte sich an der Er-
öffnung des Vereinigungsparteitags beteiligen und
in bilateralen Kontakt mit der vereinigten Partei

und den verschiedenen weiteren anwesenden Orga-
nisationen kommen. Unserem Eindruck nach ver-
einigt die Partei in ihren Reihen sowohl Erfah-
rung als auch revolutionäre Energie. Zum einen
entspringen viele der sich vereinigenden Organi-
sationen und beteiligten GenossInnen der kämp-
ferischen Tradition der marxistisch-leninistischen
„WATAD“-Bewegung der 70er Jahre und wurden
von GenossInnen bereits zur Zeit der Diktatur un-
ter Ben Ali aufgebaut. Zum anderen scheint der
Sturz von Ben Ali im Jahr 2011 den GenossInnen
eine feste Zuversicht und Vertrauen in die Kampf-
kraft der Massen gegeben zu haben – und hat
ihnen gleichzeitig mit aller Kraft die Notwendig-
keit der revolutionären Führung und der Vereini-
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gung der KommunistInnen vor Augen geführt. Die
Vereinigung sehen wir als hoffnungsvolles Ereig-
nis an, da sie mit der allzu verbreiteten Tendenz
der Zersplitterung und des unprinzipiellen Spal-
tertums innerhalb der kommunistischen Bewegung
bricht. Eine Organisation scheint bei der Vereini-
gung federführend gewesen zu sein, hat aber nicht
einfach kleinere Strukturen „aufgesaugt“, sondern
sich für einen längeren Vereinigungsprozess ent-
schieden und so auch Programm und eigenes Auf-
baukonzept vertieft. Insgesamt hat man bei allen
GenossInnen eine ’vereinigende’ Herangehensweise
festgestellt, ohne dass in prinzipiellen Fragen nach-
gegeben wurde. Anfang diesen Jahres ist es zu den
stärksten Protesten und Auseinandersetzungen in
Tunesien seit 2011 gekommen, da die Bedürfnisse
der Massen auch durch die Einführung der „De-
mokratie“ nicht befriedigt werden konnten. Auch
der Eindruck dieser Ereignisse hat nochmal zu ei-
ner besonders kämpferischen Stimmung unter den
GenossInnen beigetragen. Wir hoffen, dass es den
GenossInnen in Tunesien gelungen ist ’ein großes
Licht zu entzünden’ und in Zukunft zu einem An-
ziehungspunkt für weitere kämpferische Kräfte zu
werden. Wir wollen in Zukunft den Einheitsprozess
und seine Methoden genau studieren, um daraus
Lehren für den Aufbau und die Einheit in Deutsch-
land zu ziehen.

Vorsitzender der Jugendorganisation Kifah

In dem folgenden Interview möchten wir den
tunesischen GenossInnen die Möglichkeiten geben,
der deutschen revolutionären Öffentlichkeit über
die Vorgeschichte der Einheit, die Methoden der
Einheit und den Einheitskongress selbst zu berich-
ten.

1. Vorgeschichte der Einheit

Liebe GenossInnen, bevor wir genauer auf
euren Einheitsprozess eingehen, würden

wir gern mehr über die Klassenkämpfe und
die Lage in Tunesien erfahren. Der Sturz
von Ben Ali im Jahre 2011 war das Signal
für die Massenrevolten der arabischen
Völker, die hierzulande als ’arabischer

Frühling’ bekannt sind. Wie kam es zum
Aufstand von 2010/2011 und welche Rolle

habt ihr darin gespielt?

In Tunesien gab es zum Zeitpunkt des Auf-
stands viele verschärfte Klassenwidersprüche zwi-
schen den Herrschenden und Beherrschten. Wir
denken, dass die objektiven Bedingungen für einen
Aufstand gereift waren. Unsere wesentliche Her-
angehensweise war es, an dem spontanen Massen-
aufstand teilzunehmen und zu versuchen, ihm po-
litische Forderungen und Ziele zu verleihen. Kon-
kret gesagt; das Ziel des Sturzes der Regierung.
Die Selbstverbrennung von Mohamed Bouazizi am
17. Dezember 2010 war der auslösende Funke für
den Aufstand. Vier Tage später stand der Haupt-
koordinator und Sprecher unserer damaligen Stu-
dentenorganisation vor Gericht. Die Solidaritäts-
arbeit haben wir genutzt, um eine neue Kampf-
front gegen das Regime zu eröffnen. Wir haben
die Aufmerksamkeit um den Prozess genutzt, um
die verschiedenen Aufstände im ganzen Land be-
kannt zu machen. Im Prozess wurde von unserem
Genossen zum ersten mal seit langer Zeit wieder
öffentlich zum Aufstand aufgerufen, dazu aufgeru-
fen, das System zu stützen. Deshalb haben uns die
Reformisten und Revisionisten damals als Links-
abweichler bezeichnet. Aber wir haben die Gele-
genheit genutzt, um den Aufruf zum Sturz der Re-
gierung in der gesamten Nation, überall dort, wo
wir aktiv waren, zur gleichen Zeit zu verbreiten.
Aus diesem Grund hat der Staat uns auch beson-
ders angegriffen. So haben sie gezielt in Demons-
trationen GenossInnen von uns mit dem Auto an-
gefahren. Unsere Mitglieder haben sich nicht auf-
grund eines spontanen Willens am Aufstand be-
teiligt, sondern aufgrund einer Parteidirektive an
jeder Massenbewegung und jedem Massenkampf –
vom 17. Dezember an bis das System gestürzt wur-
de. Dies ist am 14. Januar 2011 gelungen.
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Tunesien wird heute in deutschen Medien
als Musterbeispiel einer bürgerlichen und
demokratischen Revolution gefeiert und als

Vorbild für den arabischen Raum
dargestellt. Wie schätzt ihr den Aufstand

rückblickend ein?

Wir schätzen die Revolten von 2011 rückblickend
als einen Aufstand ein, sprechen aber nicht von
einer Revolution, da eine grundsätzliche Verände-
rung der Eigentumsverhältnisse nicht stattgefun-
den hat. Wir können sagen, dass zwar die Regie-
rung gestürzt wurde, der Aufstand jedoch letzt-
lich nicht erfolgreich zu Ende geführt wurde. Hier
hatten insbesondere die imperialistischen Mächte
ihre Finger mit im Spiel. Einerseits haben sie zu-
sammen mit ihren Satelliten im Golf die rechts-
gerichteten Kräfte, also die Muslimbrüder, unter-
stützt. Andererseits haben die USA und Europa
die liberalen Rechten nach vorne gebracht, die nun
mit in einer Koalition in der Regierung sitzen.
Aber der Aufstand ist auch wegen des Opportu-
nismus der linken Kräfte und den strategischen
Fehlern der damaligen ’Volksfront’ gescheitert. Die
’Volksfront’ war eine Allianz verschiedener linker,
revolutionärer und marxistisch-leninistischer Or-
ganisationen, an der auch GenossInnen unserer
Vorgängerorganisationen beteiligt waren. Führend
in der Volksfront war jedoch die Arbeiterpartei
(Parti des travailleurs), die sich zwar marxistisch-
leninistisch nennt, von uns jedoch als kleinbürger-
liche, reformistische Partei eingeschätzt wird. Die
’Volksfront’ hat den Fehler gemacht, kurz nach der
Erschießung von Chokri Belaid38 und eines zwei-
ten wichtigen Führers, nicht den Weg des Mas-
senkampfs einzuschlagen. Bei der Beerdigung von
Chokri waren damals eine Millionen Menschen auf
den Straßen – bei einer Bevölkerung von neun Mil-
lionen. Doch anstatt diesen Weg des Massenkamp-
fes einzuschlagen ist der Generalsekretär der Ar-
beiterpartei eine Koalition mit den liberalen Tei-
len der Kapitalistenklasse eingegangen. Es wur-
de der sogenannte ’Nationale Dialog’ gestartet,
an dem Gewerkschaften, Parteien, Arbeitgeberver-
bände und auch die Volksfront beteiligt waren. Für
diesen ’Nationalen Dialog’ haben wir Tunesier den

Friedens-Nobelpreis bekommen – weil es nicht der
Sieg der Massen sondern der Sieg der Bourgeoisie
war! Wir haben schon damals gesagt, dass die li-
beralen Rechten die Volksfront isolieren und eine
Koalition mit den Islamisten bilden würden. Das
ist dann auch so geschehen. Heute hat die Volks-
front ein paar wenige Sitze im Parlament (15 von
217), aber sie haben dort keinerlei Einfluss. Wir
sind nicht dagegen, das Parlament als Bühne zu
nutzen, um die revolutionäre Wahrheit zu verkün-
den. Aber jetzt ist nicht die Zeit für Parlamente,
sondern die Zeit, zurück zu den Massen zu gehen
und den revolutionären Prozess fortzusetzen.

Was sind die wichtigsten Lehren, die ihr
aus dem Aufstand von 2011 gezogen habt?

Welchen Einfluss hatte er auf euren
Vereinigungsprozess?

Als eine Schwierigkeit konnten wir feststellen, dass
das Bewusstsein der Massen sehr unstetig verläuft
und man es immer wieder schaffen muss, es in die
Richtung der politischen Ziele zu orientieren. Die
zweite Schwierigkeit war das Fehlen einer revolu-
tionären Partei, die mit den Massen verbunden ist
und in der Lage gewesen wäre, sie zum Sieg zu füh-
ren. In den letzten 35 Jahren hat es in Tunesien
vier große Aufstände gegeben. Den Aufstand des
26. Januar 1978, des 4. Januar 1984, die Aufstände
von Gafsa und Buray im Jahre 2008, den Aufstand
vom 17. Dezember 2010. Jeder dieser Aufstän-
de entstand auf Grundlage der Armut der Men-
schen, aber sie haben keine marxistische Führung
gefunden, die sie zum Sieg führen konnte. Aus die-
sem Grund ist der Wunsch bei allen marxistisch-
leninistischen Kräften, sich zu vereinigen immens
gestiegen. Während des Aufstands von 2011 ha-
ben wir uns mit den verschiedenen Organisatio-
nen und anderen Zirkeln, die nun am Vereini-
gungsprozess beteiligt sind, auf der Straße getrof-
fen und Schulter an Schulter gekämpft. So hat uns
der praktische Kampf näher aneinander gebracht.
In diesem Kampf haben wir festgestellt, dass
wir eine Koalition, die ’Patriotisch-Demokratische
Koalition’ als eine Plattform zur Einheit bilden
müssen. Der Patriotisch-Demokratische Koaliti-

38Chokri Belaid war ein bekannter Führer der tunesischen Arbeiterbewegung und bezog sich offen auf den Marxismus-
Leninismus. Er wurde am 9. Februar durch einen Fundamentalisten ermordet. An seiner Beerdigung nahmen ca. 1
Millionen Menschen teil, die größte Demonstration die Tunesien bis dahin erlebt hatte.
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on umfasste 5 Organisationen: die Parti Patrio-
tique Socialiste Revolucionaire WATAD (PPSR
WATAD), Die ’Bewegung zur Befreiung der Ar-
beit’, die ’Marxistisch-Lenististischen Patriotisch-
Demokratischen’, einen illegalen Zirkel die ’Bol-
schewistische Union’, die ’Patriotischen Demokra-
ten’ sowie die Jugendorganisation ’KIFAH’ und
sehr viele weitere Jugendgruppen und Zirkel. Nach
großen ideologischen Kämpfen haben wir es nun
endlich geschafft, uns ideologisch und organisato-
risch zu vereinigen. Diese Vereinigung haben wir
am 27/28. Februar 2016 abgeschlossen.

Der gemeinsame praktische Kampf auf der
gleichen Seite der Barrikade war also ein

ausschlaggebender Punkt für euren
Wunsch nach der kommunistischen

Einheit. Welche Wege seid ihr gegangen,
um diese praktische Einheit in

organisatorische Bahnen zu lenken?

Der Einheitsprozess begann eigentlich schon
2002/2003 mit der Bildung von PPSR Watad –
der größten am jetzigen Einheitsprozess beteilig-
ten Organisation. Nach dem Aufstand gegen Ben
Ali haben wir die neu gewonnen politischen Frei-
heiten genutzt und die PPSR Watad auch of-
fen gebildet. Schon bei der Gründung wurde je-
doch festgestellt, dass man die Einheit mit anderen
marxistisch-leninistischen Kräften als nicht abge-
schlossen betrachtet. Der nächste wichtige Schritt
war dann – wie bereits berichtet – die Bildung der
’Patriotisch-Demokratischen Koalition’. Für diese
Plattform haben wir 10 Punkte der Einheit auf-
gestellt, da die organisatorische Einheit auf ideo-
logischer Einheit beruhen muss. Die Punkte um-
fassten zum einen unsere theoretischen Referen-
zen, das heißt dass wir uns auf Marx, Engels, Le-
nin, Stalin und die Komintern beziehen und dort
vor allem auf den VI. Weltkongress. Denn dieser
Weltkongress war sehr wichtig bezüglich Tunesien
und bezüglich der Revolution in halb-kolonialen
Ländern. Zum anderen haben wir noch folgen-
de Punkte festgehalten: Keine Vereinigung mit
Maoisten, keine Vereinigung mit Trotzkisten, keine
Vereinigung mit Eurokommunisten und Moskau-
Revisionisten. Wir haben außerdem drei Ebenen
der Einheit festgestellt. 1. Einheit in der Partei.
Wenn das nicht möglich ist, 2. Einheit in einer re-

volutionären Front. Wenn das nicht möglich ist,
3. Gemeinsamer Kampf bei bestimmten Anlässen
und in bestimmten Kämpfen Als Ziel haben wir
uns die Einheit in einer Partei gesetzt. Bezüglich
der ideologischen Hauptpunkte haben wir mit den
marxistisch-leninistischen Gruppen keinerlei Pro-
bleme gehabt. Die Probleme gab es vor allem auf
organisatorischer und politischer Ebene und insbe-
sondere in der Frage, ob wir uns auf die 2011 ge-
wonnen demokratischen Freiheiten verlassen kön-
nen oder ob wir uns so aufbauen müssen, dass wir
bei einer erneuten Zuspitzung der Klassenkämpfe
weiter funktionieren können. Letztendlich haben
wir festgestellt, dass wir offen an die Massen gehen
sollten und öffentliche Treffen haben können, aber
uns klar machen müssen, dass sich das jederzeit
ändern kann. Darauf haben wir uns vereinheitlicht
und aus dieser Diskussion unsere organisatorischen
Schlussfolgerungen gezogen.

2. Methoden der Einheit

Fünf Organisationen innerhalb einer Partei
zu vereinigen ist sicherlich keine leichte

Aufgabe und stellt hohe Anforderungen an
die beteiligten Strukturen die richtigen

Methoden und Herangehensweisen für die
Einheit zu entwickeln. Wie seid ihr an den

Einheitsprozess herangegangen?

Der gesamte Prozess umfasste zwei Jahre. Zur Ver-
einheitlichung haben wir verschiedene Methoden
ausgewählt: geschlossene und verdeckte Semina-
re, interne Diskussionsorgane, öffentliche Semina-
re sowie eine offene Zeitung der Koalition. Der
Prozess wurde von einer Organisation im Januar
2015 initiiert, die einen Aufruf zur Einheit an alle
Kräfte gesendet hatte. Einige Monate später fand
dann das erste Seminar zwischen drei Organisa-
tionen statt, bei dem fünf Dokumente der Einheit
produziert wurden: Das interne Statut, das ’all-
gemeine politische Programm’, das Minimalpro-
gramm, ein Dokument über Strategie und Tak-
tik und ein Dokument über Revolution. Im Vor-
hinein gab es einige Personen von jeder Organi-
sation, die die Möglichkeit hatten, innerhalb ei-
ner internen Zeitung vorbereitend zu diskutieren.
Das waren die grundlegenden Entwürfe, mit denen
wir alle marxistisch-leninistischen Kräfte sammeln
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wollten. Auf diese Dokumente haben wir uns ver-
einheitlicht und diese innerhalb der breiten Mit-
gliederschaft der Parteien verbreitet und an ande-
re Marxisten-Leninisten, die wir interessant fan-
den, verschickt. Im weiteren Verlauf haben wir
noch weitere Seminare organisiert. Davon waren
drei geschlossene, interne Seminare. Diese fanden
zuerst zwischen 50 Personen, dann zwischen 100
und dann zwischen 120 Kadern statt. Die Kader
wurden so ausgesucht, dass sie die verschiedenen
Regionen repräsentierten. In zwei weiteren offenen
Seminaren haben wir dann auch Massenmedien
eingeladen und diese Seminare als Propagandaele-
mente für die Einheit genutzt. Im September 2015
gab es eine öffentliche Zeitung, die die Koalition
herausgegeben hat, welche Artikel über den Wis-
senschaftlichen Sozialismus und die erneute Ein-
ladung zur Einheit beinhaltete. Im Januar 2016
wurde noch eine weitere öffentliche Zeitung „Die
Stimme der Januar-Aufstände“ herausgegeben, die
sich mit den tunesischen Aufständen beschäftigte
– da alle vier großen Aufstände im Januar stattge-
funden haben. Dazu haben wir nochmal regionale
Seminare veranstaltet.

Wie hat sich die Jugend an der Einheit
beteiligt?

Die Jugend hat sich über unsere Jugendorganisati-
on KIFAH am Einheitsprozess beteiligt. Mehr als
50% der Parteimitglieder sind auch aktiv in der Ju-
gendorganisation KIFAH. Unsere Jugendorganisa-
tion hat in den letzten Jahren sehr viele Jugend-
liche angezogen. Im letzten November haben wir
deshalb einen Kongress gemeinsam mit KIFAH or-
ganisiert, wo einige GenossInnen aus der Jugend-
organisation herausgenommen wurden und in die
Partei hineingezogen wurden und dann den Kader-
stock von KIFAH erneuert wurde. KIFAH ermög-
licht uns auch noch anderes an die Einheit heran-
zugehen, da die Spitze sehr fest vereinheitlicht ist,
aber nach unten etwas flexibler in der Aufnahme
ist. Somit können auch GenossInnen einbezogen
werden, die noch nicht in allen Punkten mit unse-
rer Partei übereinstimmen.

Die Logos der eingeladenen internationalen
Organisationen

3. Einheitskongress

Am Schluss eures Einheitsprozesses stand
zu Beginn dieses Jahres euer

Einheitskongress, bei dem es darum ging
die Einheit endgültig zu besiegeln.

Der Kongress hat mit einer feierlichen Eröffnungs-
zeremonie begonnen, an der sich verschiedene na-
tionale und internationale Organisationen betei-
ligt haben. Das war für uns eine große Ehre
und hat unserer Organisation noch einmal größe-
re Aufmerksamkeit verliehen.39 Im Anschluss ha-
ben wir den Kongress mit Workshops an verschie-
denen Stellen begonnen und anschließend im Ple-
num wichtige Dokumente diskutiert und beschlos-
sen. Außerdem haben wir ein Zentralkomitee be-
stimmt. Dann haben sich die verschiedenen Orga-
nisationen vor dem Kongress aufgelöst, wir haben
eine neue Partei proklamiert und den Kongress mit
dem Singen der Internationale beendet.

39Unter folgendem Link findet ihr das Grußwort unserer Organisation, das bei der Konferenz gehalten wurde:
https://www.youtube.com/watch?v=-P8bv6pg-Jg
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Wie war der Einheitskongress
zusammengesetzt?

Auf dem Kongress waren 70 Delegierte anwesend,
aus jeder kleineren Region waren zwei Repräsen-
tanten anwesend und von den großen Regionen
drei. Dazu noch die Jugendorganisation und das
Frauenkomitee sowie die verschiedenen Führungen
der jeweiligen Parteien.

Was sind die wichtigsten Ergebnisse des
Kongresses?

Dieser Kongress hat ideologische Diskussionen und
Beschlüsse über folgende Fragen beinhaltet:

• Die Analyse der Weltsituation,

• Die Analyse des Mittleren Ostens und der
arabischen Nationen

• Die Analyse der imperialistischen Krise und
der Angriffe des Imperialismus auf der ge-
samten Welt

• Die Analyse des Charakters des Klassen-
kampfs in Tunesien in der aktuellen Situa-
tion

• Die Analyse der Revolution in der Ära des
Imperialismus.

Wir haben auch ein neues Programm ange-
nommen. Unser Programm umfasst nun einerseits
das allgemeine politische Programm, welches wir
das ’Patriotisch-Demokratische Programm mit so-
zialistischer Perspektive’ nennen. Andererseits das
Minimalprogramm über Reformen für die Arbei-
terklasse, Jugend, Frauen usw. sowie das taktische
Programm. Daneben haben wir vier Dokumente
zur nationalen Frage, zur Jugend, zur Frauenfra-
ge und zur Kultur verabschiedet. Außerdem ha-
ben wir zwei Resolutionen über Umwelt und Ter-
rorismus angenommen. Von einer Sache möchte ich
euch noch erzählen: Eine kleine am Aufbauprozess
beteiligte Organisation hat sehr wichtige theoreti-
sche Beiträge geleistet. Die Partei hat einige Do-
kumente, die sie produziert hatten, als Parteido-
kumente angenommen:

• Ein Dokument über Stalin und Sowjetunion.

• Ein Dokument gegen den Maoismus.

• Eine Dokument, welches den Kampf von En-
ver Hoxha behandelt.

Es legt den Schwerpunkt auf die positiven Teile
von Enver Hoxhas Kritiken an Mao und bei seinem
Kampf gegen den Chruschtschow-Revisionismus
und Tito, stellt aber auch fest, dass Hoxha kein
Klassiker ist.

Könnt ihr kurz eure grundlegende
Einschätzung des Mittleren Ostens und
eure revolutionäre Strategie skizzieren?

Hier im Mittleren Osten haben wir den Imperia-
lismus, den Zionismus und die reaktionären Regi-
mes, die ihre Interessen verteidigen. Der Mittlere
Osten hat eine hohe strategische Bedeutung und
wichtige Rohstoffvorkommen, deshalb wollen alle
Imperialisten ein Stück von ihm abhaben – egal
ob USA, Frankreich, Großbritannien oder Russ-
land. Durch Militärbasen und Besatzungen ver-
suchen sie heute den Mittleren Osten direkt zu
kontrollieren. Daneben haben wir auch terroris-
tische Organisationen wie DAESH (IS). Der Im-
perialismus unterstützt und ermutigt DAESH, in
dem sie ihm Waffen liefert. Gleichzeitig verkauft
er Waffen an andere Regimes, die gegen DAESH
kämpfen – so profitieren sie von beiden Seiten. Es
gibt viele fortgeschrittene Kämpfe um nationale
und soziale Befreiung, wie in Palästina oder Kur-
distan. Auf Grundlage unserer Analyse der Welt-
lage gehen wir davon aus, dass es zwei Formen
der Revolution gibt, die patriotisch-demokratische
Revolution und die sozialistische Revolution. Die
patriotisch-demokratische Revolution ist die stra-
tegische Aufgabe in Ländern wie Tunesien, Alge-
rien usw. die rückständig und reaktionär sind. Da
wo es keinen nationalen Schutz, sondern Kolonia-
lismus gibt, da ist die Befreiung vom Kolonialismus
die erste Aufgabe. In den entwickelten kapitalisti-
schen Ländern ist die Hauptaufgabe eine sozialis-
tische Revolution durchzuführen.

Welche Haltung nehmt ihr zur Frauenfrage
ein?

Innerhalb der Organisation ist die Frau den männ-
lichen Genossen gleichgestellt, sie hat die gleichen
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Rechte und die gleichen Pflichten und ist auch
in der Führung vertreten. Des weiteren sehen wir
es so, dass wir in einem halb-kolonialen Land le-
ben, indem die Gesellschaft eine reaktionäre Ge-
sellschaft ist, wodurch die Frauen unter einer dop-
pelten Unterdrückung leiden. Aus Sicht ihrer Klas-
senherkunft hat sie die gleichen Probleme wie der
Mann. Sie muss sogar noch mehr arbeiten und ver-
dient weniger als der Mann. Daneben wird sie aber
auch wegen ihres Geschlechts unterdrückt, da wir
in einer sehr religiösen Gesellschaft leben und so-
mit die Frau weniger Rechte hat als der Mann.

Gab es Momente im Einheitsprozess in
denen er hätte scheitern können?

Natürlich ist so ein Einheitsprozess keine einfache
Sache. Es gab Leute, die sich im Vorfeld gegen den
Einheitsprozess gestellt haben. Auch gab es Ge-
nossInnen, die die unterschiedlichen Herangehens-
weisen verschiedener Organisationen in Kämpfen
und Streiks in den 70ern in den Vordergrund ge-
rückt haben und somit den Prozess blockiert ha-
ben. Aber zum Schluss haben wir es geschafft und
die gemeinsame Einheit vollzogen.

Welche Reaktionen gab es auf eure
Einheitsverkündung?

Überraschenderweise haben uns bereits kurz nach
der Verkündung unserer Einheit andere Gruppen
kontaktiert und angemerkt, dass wir ihnen von An-
fang an hätten Bescheid geben sollen. Dabei hat-
ten wir auch ihnen Bescheid gegeben. Aber da-
mals haben sie gesagt, dass wir keine Partei auf-
bauen müssten, sondern ein Studiencenter, in dem
wir unsere programmatischen Gedanken erst mal
grundlegend vertiefen müssten. Wir haben einen
anderen Weg gewählt, der nun erfolgreich war. Zur
weiteren Einheit mit weiteren Organisationen hat
die Partei eine klare Entscheidung getroffen. Kei-
ne Gruppe kann als Gruppe in der Führung re-
präsentiert sein. Aber alle Diskussionen werden in
einem neuen Prozess auf der Grundlage der Schrif-
ten, die wir bereits erarbeitet haben weitergeführt.
Die Demokratisch-Patriotische Koalition wird bei-
behalten, um andere Organisationen und Perso-
nen einbeziehen zu können und um in Zukunft die
Einheit der Marxisten-Leninisten noch weiter zu
vergrößern.

Demonstration in Tunesien, 2011
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AAnnttii ffaasscchhiissttiisscchheerr

SSeellbbssttsscchhuuttzz

iisstt lleeggii ttiimm!!

Dem Antifaschisten Joel wird vorgeworfen am 25. 1 0. 201 5 während einer
Kundgebung der 'Hooligans gegen Salafismus' (HoGeSa) in Köln die
Gegenkundgebung verteidigt zu haben.
Er soll einen Faschisten mit einem Fahnenstock vertrieben haben.
Antifaschistischer Selbstschutz ist kein Verbrechen!
Unterstützen wir Joel in seinem Prozess!



soundcloud. com/fluchtursachen
facebook. com/fluchtursachen

fluchtursachen. tk
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